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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


1. Abgeordneter 
Dr. Waffen- 
schmidt 


(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung unverzüglich die 
von den Ländern und Gemeinden erwartete 
Ausschreibung des Bundeswettbewerbes 1973 
„Bürger, es geht um Deine Gemeinde" ver- 
anlassen? 


2. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Not- 
wendigkeit und die Möglichkeiten zur Ände- 
rung der Einkommensgrenzen im sozialen 
Wohnungsbau gemäß § 25 des Wohnungsbau- 
gesetzes? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


3. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Welche Gründe haben die Bundesregierung 
veranlaßt, bei der Ausschreibung der Bauar- 
beiten des Staudamms Bon Heurtma (Tune- 
sien) von dem im Rahmen der Kapitalhilfe 
praktizierten Prinzip der Lieferbindung an das 
darlehengebende Land abzuweichen, und wie 
beurteilt die Bundesregierung die Frage im 
Grundsatz? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


4. Abgeordneter 
Reddemann 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bei den Verhandlun- 
gen über den Grundvertrag den von ihr ange- 
kündigten „Brief zur deutschen Einheit" als 
verbindliche Interpretation des Vertrages mit 
der DDR-Regierung vereinbart, oder sieht sie 
in ihm nur einen unverbindlichen einseitigen 
Schritt mit entsprechenden juristischen Ein- 
schränkungen, wie es der Staatssekretär des 
Ost-Berliner Ministerrats, Michael Kohl, nach 
der Vertragsunterzeichnung tat? 
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5. Abgeordneter 
Reddemann 

(CDU/CSU) 


Soll die am 21. Dezember 1972 abgegebene 
Erklärung des Bundesministers Bahr, die Bun- 
desrepublik Deutschland könne einen „ständi- 
gen Bewohner der DDR nicht für unser Staats- 
bürgerschaftsrecht in Anspruch nehmen", be- 
deuten, daß das Recht aller Deutschen, Deut- 
sche im Sinne des Grundgesetzes (Artikel 116) 
zu sein, von der Bundesregierung nicht mehr 
respektiert wird? 


6. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Muß aus der Aussage des Bundeskanzlers vor 
SPD-Spitzengremien am 10. Dezember 1972, 
wir dürften nicht glauben, der Klassenkampf 
habe schon deswegen aufgehört, weil wir ihn 
überwiegend anders nennen, und die SPD 
werde nicht auf diejenigen hereinfallen, „die 
das Grundgesetz mit einem Festschreiben 
gegenwärtig bestehender Machtverhältnisse 
gleichsetzen möchten, die sie soziale Markt- 
wirtschaft nennen", nicht der Schluß gezogen 
werden, daß der Bundeskanzler von seinem 
früheren Eintreten für die soziale Marktwirt- 
schaft allmählich abrückt und diese freiheit- 
liche Wirtschaftsordnung zumindest langfristig 
in Frage stellt? 


7. Abgeordneter Wann hat der Bundeskanzler zum ersten Mal 
Dr. Häfele den Begriff „Neue Mitte" für seine Politik 

(CDU/CSU) benutzt? 


8. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


War ihm bekannt, daß zum Beispiel das heu- 
tige Mitglied des Deutschen Bundestages, Dr. 
Todenhöfer (CDU), seit Sommer 1972 die 
„Neue Mitte" als Leitbegriff für die Position 
der CDU in der zweiten Phase der Sozialen 
Marktwirtschaft immer wieder öffentlich her- 
ausgestellt hat (vgl. u. a. „Die Rheinpfalz" 
vom 25. August 1972 und 9. September 1972, 
„Die Welt", vom 4. November 1972)? 


9. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um sicherzustellen, daß Journalisten aus der 
Bundesrepublik Deutschland bei der Unter- 
zeichnung des Grundvertrages zugegen sein 
und an der anschließenden Pressekonferenz 
teilnehmen konnten? 


10. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung un- 
ternommen, als ihr bekannt wurde, daß Jour- 
nalisten am Tage der Vertragsunterzeichnung 
von den „DDR" -Kontrollorganen zurückgewie- 
sen worden sind? 
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11. Abgeordneter 
Roser 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, in allen 
Themenbereichen, deren Diskussion in der Öf- 
fentlichkeit erwünscht ist, Patenschaften für 
Journalisten zu begründen, wie dies der Bun- 
desminister für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit in seinem Aufgabenbereich unternimmt, 
und was hat sie getan, bzw. gedenkt sie zu 
tun, um zu gewährleisten, daß die Unterrich- 
tung der „Patenkinder" umfassend erfolgt und 
nicht auf den Standpunkt der Bundesregierung 
und die ihm günstigen Tatsachen beschränkt 
bleibt, und die mit Auslandsreisen zu hono- 
rierende „Bewährung" nicht am Wohlverhal- 
ten gegenüber der Bundesregierung gemessen 
wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


12. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Dr. Geßner die Unterstützung ihrer Ost- und Deutschland- 

(SPD) Politik durch die Westmächte kurzsichtiges 

Handeln in der deutschen Frage bedeutet? 


13. Abgeordneter 

Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Sowjetunion, daß eine Änderung bzw. Verbes- 
serung des Stimmrechts der Berliner Abgeord- 
neten im Deutschen Bundestag und der bun- 
despolitischen Mitwirkung der Berliner, die 
die alliierten Viermächte- Vereinbarungen über 
Berlin berücksichtigen, der Zustimmung der 
sowjetischen Regierung unterliegen? 


14. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um Charterflüge vom Flughafen Tegel nach 
Bulgarien für Berliner zu ermöglichen, und hat 
die Bundesregierung gegebenenfalls eine end- 
gültige Weigerung bulgarischerseits mit der 
von ihr angedeuteten Entziehung der Lande- 
rechte für die bulgarischen Fluggesellschaften 
im Bundesgebiet beantwortet, bzw. gedenkt 
sie dies zu tun? 


15. Abgeordneter 
Dr. Gradl 

(CDU/CSU) 


Was sind nach Meinung der Bundesregierung 
die wirklichen Gründe dafür, daß die bulga- 
rische Regierung das Landerecht für Direkt- 
flüge aus Berlin (West) nach Bulgarien ver- 
weigert? 


16. Abgeordneter Was ist der Bundesregierung darüber bekannt, 
Dr. Gradl wie und warum die Regierung der DDR die 

(CDU/CSU) bulgarische Regierung zur Verweigerung des 

Landerechtes veranlaßt hat? 
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17. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung unmittel- 
bar und mittelbar zu tun, um das Landerecht 
für Direktflüge aus Berlin (West) in Bulgarien 
zu erreichen? 


18. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Kommt durch die Demarge der Sowjetunion 
bei den Westmächten nicht erneut zum Aus- 
druck, daß der Kreml West-Berlin trotz der 
Verträge als nicht zur Bundesrepublik Deutsch- 
land gehörig betrachtet, und wird aus diesem 
Grund den West-Berliner Abgeordneten das 
volle Stimmrecht im Deutschen Bundestag 
verweigert? 


19. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung die sogenannten 
Befreiungsbewegungen in Angola, Guienea- 
Bissao und Mozambique unterstützen, die Po- 
litik Portugals in aller Form verurteilen, das 
portugiesische Regime bekämpfen, und sich 
von den „zuverlässigsten Spitzen dieses Regi- 
mes" distanzieren, wie vom Bundesvorstand 
der Jungsozialisten gefordert? 


20. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


War die erhöhte Zahl von Aussiedlern aus 
der Sowjetunion im Wahlmonat November 
1972 in einer Größenordnung von 1543 ledig- 
lich eine einmalige Geste der Sowjetunion, 
oder kann damit gerechnet werden, daß das 
Problem der sogenannten Restgröße von 40- 
bis 45 000 Aussiedlungswilligen in der Sowjet- 
union entsprechend den Verlautbarungen des 
Deutschen Roten Kreuzes „jetzt gelöst wer- 
den kann"? 


21. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt die Bundesregierung die seit dem 
November 1972 wieder rückläufige Zahl der 
Aussiedler aus der Sowjetunion, und was ge- 
denkt die Bundesregierung zu tun, damit den 
Aussiedlungs willigen aus der Sowjetunion 
endlich das Recht zur Aussiedlung eingeräumt 
wird? 


22. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 

(SPD) 


Treffen Vermutungen zu, daß zwischen Ver- 
tretern der Regierung der Republik Südafrika 
einerseits und Dienststellen der Kommission 
der EWG in Brüssel Gespräche über Handels- 
vereinbarungen zwischen Südafrika und dem 
Gemeinsamen Markt stattgefunden haben 
oder stattfinden sollen? 


23. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 

(SPD) 


Da es nicht unbekannt geblieben ist, daß die 
südafrikanische Regierung sich um Erleichte- 
rungen für südafrikanische Exporte in die 
Staaten der EWG bemüht, frage ich, welche 
Haltung nimmt die Bundesregierung in dieser 
Frage ein? 
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24. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Worauf ist der insbesondere im letzten Jahr 
zu beobachtende Rückgang der Zahl der Spät- 
aussiedler aus der Tschechoslowakei zurück- 
zuführen? 


25. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Ge- 
bieten östlich der Oder-Neiße (insbesondere 
in Oberschlesien) seit einiger Zeit die Antrag- 
stellung auf Aussiedlung in die Bundesrepu- 
blik Deutschland polnischerseits dadurch un- 
terlaufen und verhindert wird, daß man an- 
tragswilligen Personen bei Behörden und an 
den Arbeitsstätten die Bescheinigungen ver- 
weigert, die für die Antragstellung notwen- 
dige Voraussetzung sind? 


26. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegen die- 
Dr. Klein sen Verstoß der deutsch-polnischen Abma- 

(Stolberg) chungen zu unternehmen? 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


27. Abgeordneter 
Dr. Slotta 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß die Einführung von Betriebsbeauf- 
tragten für Umweltschutz „bei den deutschen 
Großunternehmen überwiegend auf Kritik" 
stößt (Saarbrücker Zeitung vom 13. Dezember 
1972), und — sofern die Bundesregierung auf 
die Realisierung dieser Maßnahme keinen Ein- 
fluß hat — welche Möglichkeiten sieht sie, der 
von bestimmten Großunternehmen verursach- 
ten besonderen Umweltschädigung kurzfristig 
entgegenzuwirken? 


28. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 

(SPD) 


Sind die bei der Berufung der Mitglieder und 
bei den Fragen der Geschäftsführung des Be- 
ratenden Ausschusses gemäß § 32 a des Luft- 
verkehrsgesetzes aufgetretenen Schwierig- 
keiten (Drucksache VI/2930) inzwischen beho- 
ben, und sind insbesondere die nach § 32 a 
Abs. 1 Satz 1 des Luftverkehrsgesetzes im Be- 
ratenden Ausschuß zu beteiligenden Kommis- 
sionen inzwischen überall konstituiert? 


29. Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Meldung der 
„Welt" vom 18. Januar 1973 bestätigen, daß 
die Bundesministerien des Innern, der Finan- 
zen und für Wissenschaft mit der Deutschen 
Bibliothek in Frankfurt im Februar Gespräche 
führen wollen mit dem Ziel, daß die Deutsche 
Bibliothek auf die bisher von ihr geführte 
gesamtdeutsche Bibliographie verzichten und 
nur noch die Literatur aus dem Bundesgebiet 
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30. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 
Dr. Berger 
(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Dr. Berger 
(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Volmer 
(CDU/CSU) 


verzeichnen soll, und daß die Deutsche Büche- 
rei in Leipzig bereits angekündigt hat, daß 
sie die Deutsche Nationalbibliographie, die 
Druckerzeugnisse aus dem Bundesgebiet nicht 
besonders kennzeichnet, als einzige gesamt- 
deutsche Bibliographie fortführt? 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung darauf 
hinwirken will, daß in die wöchentlich, halb- 
jährig und in Jahresbänden erscheinenden 
Verzeichnisse „Deutsche Bibliographie" das 
Schrifttum der DDR nicht mehr aufgenommen 
werden soll und daß diesbezüglich in Kürze 
Verhandlungen mit dem Verwaltungsrat der 
„Deutschen Bibliothek" in Frankfurt statt- 
finden sollen? 


Geht die Bundesregierung entsprechend ihrer 
Begründung zum 7. Besoldungsänderungsge- 
setz vom 15. April 1970 weiterhin davon aus, 
daß der Stellenplan-Anpassungszuschlag für 
seit längerer Zeit pensionierte Ruhestands- 
beamte und deren Hinterbliebene dem durch- 
schnittlichen Beförderungsgewinn um eine 
Besoldungsgruppe entsprechen soll, und wenn 
ja, teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß die überwiegende Mehrzahl der Versor- 
gungsbezüge sich aus dem Endgrundgehalt 
der jeweiligen Besoldungsgruppe berechnet 
und deshalb auch für die Berechnung des 
durchschnittlichen Beförderungsgewinns das 
Verhältnis der Endgrundgehälter der einzel- 
nen Besoldungsgruppen zugrundegelegt wer- 
den muß? 


Wie groß ist der Abstand zwischen den End- 
grundgehältern der Besoldungsgruppen A 3 
bis A 16, welcher Durchschnitt ergibt sich dar- 
aus, und falls das Ergebnis über acht Prozent 
liegt, ist die Bundesregierung bereit, die bis- 
her achtprozentigen Stellenplan-Anpassungs- 
zuschläge entsprechend zu erhöhen, so daß 
sich die Aufstockung um durchschnittlich eine 
volle Besoldungsgruppe ergibt? 


Wie steht die Bundesregierung zu der vom 
Bundesvertretertag 1972 des Deutschen Beam- 
tenbundes einstimmig angenommenen Forde- 
rung, den Stellenplan-Anpassungszuschlag für 
Versorgungsempfänger in der Besoldungs- 
runde 1972 „mit Vorrang vor allen anderen 
Forderungen auf dem Gebiet der Besoldung 
und Versorgung" von acht auf zwölf bzw. von 
fünf auf zehn Prozent unter gleichzeitiger Ver- 
besserung der Stichtagsregelung anzuheben? 
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34. Abgeordneter 

Volmer 


(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Dr. Klepsch 

(CDU/CSU) 

36. Abgeordneter 
Dr. Klepsdi 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


38. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 


(SPD) 


39. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
eine angemessene Regelung über die Gewäh- 
rung von Stellenplan-Anpassungszuschlägen 
allein schon im Hinblick auf das Lebensalter 
der Betroffenen vordringlich ist? 

Ich frage die Bundesregierung, wie hoch ist 
gegenwärtig das monatliche Aufkommen aus 
dem Olympia-Groschen? 

Ist die Bundesregierung bereit, einen Teil 
dieses Aufkommens zur Finanzierung von 
Altersheimen und Pflegestätten zu verwen- 
den? 

Treffen die in der Zeitschrift „Dimokratia" 
wiedergegebenen Feststellungen des ehemali- 
gen Staatssekretärs im Auswärtigen Amt der 
griechischen Militärdiktatur, Dimitrios Tsako- 
nas, über die Tätigkeit des griechischen Ge- 
heimdienstes zu, wonach u. a. Agenten des 
Geheimdienstes „alle für die Auslandsgriechen 
zuständigen Stellen" — somit auch die in der 
Bundesrepublik Deutschland — infiltriert ha- 
ben sollen? 

Hält die Bundesregierung neben den bereits 
aus ge strahlten Ausländersendungen der Rund- 
funkanstalten die Einführung zusätzlicher 
Rundfunksendungen für Touristen und Ferien- 
gäste für geboten, die neben Verkehrshin- 
weisen auch Nachrichten und ein kurzes Un- 
terhaltungsprogramm umfassen? 

Welche Möglichkeiten hätte die Bundesregie- 
rung, um bei den Rundfunkanstalten die Ein- 
führung solcher Rundfunksendungen für Tou- 
risten und Feriengäste rechtzeitig vor der 
nächsten Reisesaison zu erreichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


40. Abgeordneter 
Schmidt 
(München) 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Gerichtsstandsvereinbarungen über allgemei- 
ne Geschäftsbedingungen praktisch ausschließ- 
lich zu Lasten der Verbraucher gehen? 


41. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, initiativ zu 
werden, um Gerichtsstandsvereinbarungen auf 
diesem Wege künftig gesetzlich auszuschlies- 
sen? 


42. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 

Kater über das ihr von Professor Dr. Tiedemann vor- 

(SPD) gelegte Forschungsgutachten bestätigen, wo- 

nach in der Vergangenheit viele Verfahren der 
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Subventionskriminalität deswegen eingestellt 
wurden oder zu einem Freispruch führten, weil 
der herkömmliche Tatbestand des Betruges zu 
eng und zu abstrakt gefaßt war und ist? 


43. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


In welcher Weise beabsichtigt die Bundesre- 
gierung, im Rahmen des angekündigten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur Bekämpfung der 
Wirtschaftskriminalität auch einen konkreten 
Straftatbestand des Subventionsmißbrauchs 
einzuführen? 


44. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 
(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Dürr 
(SPD) 


47. Abgeordneter 
Dürr 
(SPD) 


Erscheint es noch erforderlich, weiterhin die 
strengstens einzuhaltende volle Bieterstunde 
nach § 73 Zwangsversteigerungsgesetz beizu- 
behalten, nachdem der ursprüngliche Besin- 
nungseffekt der Bieterstunde sozusagen in das 
Vorverfahren verlagert ist, und dort alle Sa- 
nierungschancen durch einstweilige Einstel- 
lungsmöglichkeiten stets ausgeschöpft werden 
können, sodaß eine schließlich nicht mehr zu 
umgehende Versteigerung nur den allerletzten 
Ausweg darstellt? 


Ist damit zu rechnen, daß die Bundesregierung 
Vorschläge erarbeiten wird, die eine Entschä- 
digung der Opfer von Verbrechen aus öffent- 
lichen Mitteln zum Ziel haben? 

Hält es die Bundesregierung mit den Vor- 
schriften des Gesetzes über den Kündigungs- 
schutz für Mietverhältnisse über Wohnraum 
für vereinbar, wenn sich eine große Versiche- 
rungsgesellschaft in vorgedruckten Formular- 
bedingungen als Vermieterin vorbehält, die 
Miete durch einseitige Erhöhungserklärung an 
die ortsübliche Vergleichsmiete anzupassen, 
wobei vom Mieter verlangt wird, die so er- 
höhte Miete mit Beginn des übernächsten Ka- 
lendermonats nach Zugang der Erhöhungser- 
klärung zu zahlen? 


Wenn nein, was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um derartige Praktiken gegenüber im 
allgemeinen rechtsunerfahrenen Bürgern zu 
unterbinden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


48. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Forde- 
Wolfram rung des Bundes der Steuerzahler auf ange- 

(SPD) messene Entschädigung für die „Hilfsarbei- 

ten", die die Unternehmen insbesondere auf 
Grund der komplizierten Steuergesetzgebung 
für die Finanzämter leisten müssen? 
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49. Abgeordneter 
Wolfram 
(SPD) 


50. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 
Wuwer 
(SPD) 


53. Abgeordneter 
Dr. Müller- 
Hermann 

(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 

(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 
Dr. Jens 
(SPD) 


56. Abgeordneter 
Dr. Jens 
(SPD) 


Ist es der Bundesregierung möglich, die Zins- 
gewinne der Wirtschaft durch die wegen der 
Überlastung der Finanzbehörden häufig erst 
Jahre später zu tätigenden Steuernachzahlun- 
gen der Unternehmen zu quantifizieren und 
vor diesem Hintergrund die Forderungen des 
Bundes der Steuerzahler in der gebotenen 
Form zurückzuweisen? 

Entsprach das Steueraufkommen der rund 
17 000 deutschen Arbeitnehmer (Grenzarbeit- 
nehmer), die im Regierungsbezirk Südbaden 
wohnen und ihren Arbeitsplatz in der Schweiz 
haben, dem Bruttoeinkommen dieser Grenz- 
gänger, das nach Angaben der Deutschen Bun- 
desbank im Jahre 1971 251 Milliarden DM 
betrug? 

Wie hoch sind gegebenenfalls die Steuerrück- 
stände der deutschen Grenzgänger, die nach 
dem deutsch-schweizerischen Doppelbesteue- 
rungsabkommen an ihrem deutschen Wohnort 
zur Einkommensteuer veranlagt werden, für 
die Jahre 1970 und 1971, und welche Ursachen 
haben diese Steuerrückstände? 

Welche Maßnahmen will oder kann die Bun- 
desregierung ergreifen, um bekanntgewordene 
Praktiken deutscher Kreditinstitute (Der Spie- 
gel, Nr. 51, S. 32) zur Umgehung des Bardepot- 
gesetzes in Zukunft zu verhindern bzw. zu 
ahnden? 

Welche sachliche Begründung und welche ge- 
sellschaftspolitische Zielsetzung hat die Bun- 
desregierung für ihre Ankündigung, die Mine- 
ralölsteuer zu erhöhen und außerdem eine 
Autobahngebühr einzuführen? 

Kann die Bundesregierung von einer gesicher- 
ten Rechtsgrundlage ausgehen, daß eine für 
die Benutzung von Autobahnen erhobene jähr- 
liche Pauschale — ohne Rücksicht auf beste- 
hende Doppelbesteuerungsabkommen — auch 
ausländische Kraftfahrzeuge erfaßt? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß bei 
einer Anhebung des Diskontsatzes in aller 
Regel die Kreditnehmer der Banken mit ent- 
sprechenden Kreditverträgen unmittelbar und 
weitgehend zur gleichen Zeit eine Erhöhung 
ihrer Schuldzinsen hinnehmen müssen, wäh- 
rend eine Senkung des Diskontsatzes sich erst 
nach längerer Zeit in einer Senkung ihres 
Zinses niederschlägt? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Banken 
vorzuschreiben, daß Veränderungen des Dis- 
kontsatzes — bei Kreditverträgen, die an den 
Diskontsatz gebunden sind — im gleichen Zeit- 
raum zu entsprechenden Veränderungen des 
Zinssatzes der Kreditnehmer führen müssen? 
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57. Abgeordneter 
Schulte 
(Schwäbisch 
Gmünd) 

(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 

Werner 


(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 

Spitzmüller 

(FDP) 


61. Abgeordneter 

Spitzmüller 

(FDP) 


62. Abgeordneter 
Offergeld 
(SPD) 


63. Abgeordneter 
Offergeld 
(SPD) 


Hält es die Bundesregierung nicht für einen 
Widerspruch, die Absetzbarkeit von Studien- 
kosten von der Steuer durch Eltern auf 
100 DM monatlich zu begrenzen, während sie 
selbst nach dem Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz monatliche Studienkosten in Höhe 
von 420 DM anerkennt? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung im Be- 
reich des Finanzministeriums die Investitions- 
zulage zu kürzen beabsichtigt, eine gesetzliche 
Verankerung des jetzt schon praktizierten 
Ausschlusses von Handel und Handwerk von 
der Zulagenförderung vornehmen will, und 
daß im Bereich des Wirtschaftsministeriums 
die Zahl der Förderungsschwerpunkte einge- 
schränkt werden soll? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, im Haus- 
haltsjahr 1973 bzw. 1974 im Interesse der 
Arbeitnehmer die Kilometerpauschale — wie 
bereits 1969 versprochen — zu erhöhen, zumal 
auf Grund von Äußerungen einzelner Kabi- 
nettsmitglieder mit der Einführung einer 
Autobahngebühr und der erneuten Erhöhung 
der Mineralölsteuer zu rechnen ist, welche 
beide insbesondere die Arbeitnehmerschaft 
erneut belasten würden? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
zu einer besseren Absicherung von betrieb- 
lichen Pensionsansprüchen in Zusammenarbeit 
mit den Ländern bzw. den obersten Finanz- 
behörden, gestützt auf § 131 AO, durch eine 
Verwaltungsanordnung eine Regelung zuzu- 
lassen, die dem Trägerunternehmen erlaubt, 
im Jahre der Gründung volle abzugsfähige 
Zuwendungen in Höhe der bis dahin auch für 
Anwartschaften gebildeten Pensionsrückstel- 
lungen an die Pensionskasse zur Ausstattung 
mit dem nötigen Deckungskapital zu machen? 

Sieht die Bundesregierung sonstige Möglich- 
keiten einer steuerlichen Erleichterung bei 
der Überführung von Pensionsverpflichtungen 
auf eine Pensionskasse, die die Ansprüche der 
Beschäftigten in einer besseren Weise sichern? 

Ist durch die Bundesgesetzgebung sicherge- 
stellt, daß das in der deutschen Volkswirt- 
schaft erwirtschaftete Einkommen in Deutsch- 
land bei Wohnsitzwechsel in die Schweiz 
angemessen besteuert wird (s. Presseberichte 
über Familie Linsenhoff — beherrschende Ge- 
sellschafter eines angesehenen deutschen Un- 
ternehmens) ? 

Wenn nicht, ist die Bundesregierung bereit, 
entsprechende gesetzliche Maßnahmen zu er- 
greifen? 
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64. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 
Rainer 
(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 
Rainer 
(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 

Gerladi 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


68. Abgeordneter 
Freiherr 
von Firdts 
(CDU/CSU) 


69. Abgeordneter 
Freiherr 
von Firdts 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, entspre- 
chend einer schon häufig erhobenen Forde- 
rung die Erstattungen, die der Deutschen Bun- 
desbahn für die Einräumung von Sozialtarifen 
gewährt werden, im Entwurf des Bundeshaus- 
halts 1973 nicht mehr im Einzelplan Verkehr, 
sondern im Einzelplan Arbeit und Sozialord- 
nung auszuweisen? 


Ist die Bundesregierung bereit, Sonderab- 
schreibungen nach dem Grenzlandförderungs- 
programm über den verlängerten Termin bis 
zum 31. Dezember 1973 hinaus zu gewähren? 


Ist die Bundesregierung bereit, die Sonderab- 
schreibungen über den verlängerten Termin 
hinaus noch zu ermöglichen, wenn den Bau- 
herren und den Unternehmern an den Verzö- 
gerungen keine Schuld treffen weil der In- 
stanzenweg so umständlich ist? 


Treffen Meldungen zu, wonach die Mittel für 
den Bundesfernstraßenbau 1973 gegenüber den 
gesetzlich festgelegten Beträgen aus der Mine- 
ralölsteuer um 1 Milliarde DM gekürzt wer- 
den sollen? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, bei der Abwicklung der nach § 9 des 
Gesetzes zur Abwicklung der unter Sonder- 
verwaltung stehenden Vermögen von Kredit- 
instituten, Versicherungsunternehmen und 
Bausparkassen vom 21. März 1972 (BGBl. I 
S. 465) zu berücksichtigenden Ansprüche auf 
Altersversorgung, um angesichts der voraus- 
sichtlichen Dauer des Abwicklungsverfahrens 
die Befriedigung der Ansprüche aus den frü- 
heren Versicherungsverhältnissen, insbeson- 
dere bei der Versorgungskasse der Sächsi- 
schen Staatsbank im Interesse der vorwiegend 
bereits in hohem Lebensalter stehenden Be- 
rechtigten zu beschleunigen? 


Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
den Belangen der Anspruchsberechtigten ge- 
gegebenenfalls dadurch Rechnung getragen 
werden kann, daß die berücksichtigungsfähi- 
gen Versorgungsansprüche im Rahmen eines 
vereinfachten Verfahrens und unter Berück- 
sichtigung des Umfangs des vorhandenen Ver- 
mögens oder durch Gewährung einer Ausfall- 
bürgschaft des Bundes im Wege der Vorfinan- 
zierung etwa durch die Lastenausgleichsbank 
vorzeitig befriedigt werden? 


12 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/77 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


70. Abgeordneter In welchem Umfang werden Arbeitsplätze, die 
Geldner im Rahmen der regionalen Förderungspro- 

(FDP) gramme errichtet werden, mit Gastarbeitern 

besetzt, und warum muß das so sein? 


71. Abgeordneter 

Sieglerschmidt 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten bestehen dafür, die ge- 
genwärtig in den Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und in den 
vier beitrittswilligen Ländern noch sehr unter- 
schiedlichen Normen der Materialprüfung und 
das Materialprüfungswesen selbst zu verein- 
heitlichen? 


72. Abgeordneter 

Sieglersdimidt 

(SPD) 


Welche Bedeutung kommt der Bundesanstalt 
für Materialprüfung in Berlin unter den ver- 
gleichbaren Einrichtungen im Bereich der er- 
weiterten Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft zu, und welche Aufgaben könnten ihr 
im Zuge einer allmählichen Vereinheitlichung 
des europäischen Materialprüfungswesens 
— etwa im Sinne einer europäischen Arbeits- 
teilung auf diesem Gebiet — übertragen wer- 
den? 


73. Abgeordneter 
Brück 
(SPD) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Tatsache, daß der EWG-Minister- 
rat sich nicht über eine Verlängerung der ge- 
meinschaftlichen Beihilfe für Kokskohle eini- 
gen konnte? 


74. Abgeordneter 
Brück 
(SPD) 


Hat die Bundesregierung die anderen Mitglied- 
staaten der EWG darauf aufmerksam gemacht, 
daß die Nichtverlängerung der Kokskohlebei- 
hilfe auch Konsequenzen für andere Subven- 
tionen der Gemeinschaft haben muß, von 
denen andere Mitgliedstaaten mehr Nutzen 
haben als die Bundesrepublik Deutschland? 


75. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung über eine Weiterver- 
wendung von Prof. Mächens, der Präsident der 
Bundesanstalt für Bodenforschung in Hannover 
werden sollte, inzwischen entschieden? 


76. Abgeordneter 
Josten 
(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu dem Not- 
programm des Bundesverbandes der Zeitungs- 
verleger, und gedenkt sie, Maßnahmen zur 
Verwirklichung der darin gemachten Vorschlä- 
ge einzuleiten? 


77. Abgeordneter 

Vogt 

(CDU/CSU) 


In welchem Entwicklungsstand befindet sich 
die Untersuchung der Bundesregierung, ob die 
Preisgestaltung auf dem Arzneimittelmarkt 
den wirtschaftsgesundheits- und sozialpoliti- 
schen Anforderungen entspricht? 
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78. Abgeordneter 

Vogt 

(CDU/CSU) 

79. Abgeordneter 

Feilermaier 

(SPD) 


80. Abgeordneter 

Fellermaier 

(SPD) 


81. Abgeordneter 
Haase 
(Fürth) 

(SPD) 


82. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


83. Abgeordneter 

Dr. Slotta 

(SPD) 


84. Abgeordneter 
Dr. Luda 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, das System 
der Preisgestaltung auf dem Arzneimittelmarkt 
neuzuordnen? 


Welche Schritte hat die Bundesregierung bei 
der niederländischen Regierung und der EG- 
Kommission eingeleitet, nachdem die Nieder- 
lande entgegen der Bestimmung der Römischen 
Verträge, die mengenmäßige Ausfuhrbeschrän- 
kungen strikt verbietet, den weiteren Export 
von Erdgas in die Bundesrepublik Deutschland 
nicht gestattet haben? 


Wie wirkt sich diese Tatsache auf die Erdgas- 
versorgung und die preisliche Situation auf 
dem Erdgasmarkt in der Bundesrepublik 
Deutschland aus? 


Ich frage die Bundesregierung, ob sie unter 
Beachtung des Rückganges der Schadenshäu- 
figkeit bei Kraftfahrzeugen je 1000 Autos von 
140 auf 130 und unter Berücksichtigung nicht 
unerheblicher Gewinne der Versicherungsun- 
ternehmen bereit ist, einen äußerst kritischen 
Maß stab bei der Prüfung der Erhöhungsan- 
träge der Versicherungen anzulegen? 


Welche Maßnahmen werden dagegen ergrif- 
fen, daß die Ostberliner Industrie- und Han- 
delsbank unter Ausnützung der Rechtsordnung 
der Bundesrepublik Deutschland Westgutha- 
ben von „DDR "-Bürgern einzutreiben ver- 
sucht, während andererseits entsprechende 
Guthaben in Mitteldeutschland von Bürgern, 
die im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
wohnen, nicht realisiert werden können? 


Welche Initiativen will die Bundesregierung 
entwickeln, damit bei den Einrichtungen der 
Europäischen Gemeinschaft die Verbraucher- 
belange vorrangig wahrgenommen werden, 
und gedenkt die Bundesregierung, sich dafür 
einzusetzen, daß in den europäischen Behör- 
den sich mehr Beamte speziell mit Verbrau- 
cherfragen befassen, weil immer mehr ver- 
braucherpolitisch bedeutsame Entscheidungen 
nicht mehr im nationalen Rahmen, sondern 
auf der Ebene der Europäischen Gemeinschaft 
getroffen werden? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die vom 
Bundesbeauftragten für den Steinkohlenberg- 
bau am 21. Dezember 1972 geäußerte Ansicht, 
daß der Beitrag der deutschen Steinkohle zur 
Deckung des Primärenergieverbrauchs bis 1976 
nicht nur relativ sondern sogar absolut um 
16 Millionen Tonnen oder um mehr als 20°/o 
sinken wird? 
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85. Abgeordneter 

Dr. Luda 


(CDU/CSU) 


86. Abgeordneter 

Dr. Graf 
Lambsdorff 

(FDP) 


87. Abgeordneter 

Dr. Graf 
Lambsdorff 

(FDP) 


88. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


89. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


90. Abgeordneter 

Dr. Geßner 


(SPD) 


91. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung diese Tat- 
sache angesichts der Anstrengungen anderer 
Länder insbesondere der USA und Großbri- 
tannien, die darauf abzielen, die inländische 
Energieproduktion in größtmöglichem Maße 
zu entwickeln, um ihre Abhängigkeit bei einer 
sich auf dem Weltmarkt abzeichnenden Ener- 
gieverknappung zu mindern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den fort- 
schreitenden Konzentrationsprozeß auf dem 
Brauereimarkt, insbesondere die jüngsten 
Vorgänge in Süddeutschland? 


Was hat die Bundesregierung unternommen, 
damit die Kartellgesetznovelle, insbesondere 
die Fusionskontrolle, möglichst rasch in Kraft 
treten kann? 


Welche Vereinbarungen bestehen zwischen 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
den Bundesländern, die ihnen gestellte Auf- 
gabe der Aufklärung und Beratung der Bevöl- 
kerung (Verbraucher schütz) wahrzunehmen, 
und welche Maßnahmen gedenkt das Ministe- 
rium zu ergreifen, um das Informations-Defizit 
der ländlichen Bevölkerung zu vermindern? 


Sind gemeinsame Vorstellungen des Ministe- 
riums mit dem Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten entwickelt 
worden, die Maßnahmen der Aufklärung und 
Beratung zu kooperieren? 


Was gedenkt die Bundesregierung zur Dämp- 
fung der Preise für Arzneien, Heil- und Hilfs- 
mittel zu tun? 


Besteht die Absicht der Bundesregierung, den 
Vorschlägen der Deutschen Bundesbank zu 
folgen, wonach ein Abbau der regional-poli- 
tisch motivierten Förderung im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaf tsstruktur", eine Herab- 
setzung der Förderungssätze sowie eine Dros- 
selung der Mittel in Boomperioden vorgenom- 
men werden soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


92. Abgeordneter 

Löffler 

(SPD) 


Treffen die Angaben über das Einkommen der 
Landwirte im Jahre 1969 (Tabelle 36 im Jah- 
resgutachten des Sachverständigenrates) auch 
für die folgenden Jahre zu? 
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93. Abgeordneter 
Löffler 


(SPD) 


94. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


95. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 

Grobedcer 


(SPD) 


97. Abgeordneter 
Dr. Früh 
(CDU/CSU) 


98. Abgeordneter 
Dr. Früh 
(CDU/CSU) 


99. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung die 
Diskrepanz zwischen den Zahlen über das Ein- 
kommen der Landwirte im Jahresgutachten des 
Sachverständigenrates und den entsprechen- 
den Angaben in den Agrarberichten der Regie- 
rung? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ab- 
teilung für Pflanzenschutzmittel und -gerate 
der Biologischen Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft die auf Grund der § 7 ff. des 
Pflanzenschutzgesetzes vom 10. Mai 1968 
(BGBl. I S. 352) vorzunehmenden Prüfungen 
nicht durchführen kann, da die personellen 
und materiellen Voraussetzungen fehlen, um 
die Richtlinien und Normenvorschriften durch 
die Analyse von 280 verschiedenen Pflanzen- 
schutzmitteln bei 170 verschiedenen Kulturen, 
die von 740 Krankheitserregern befallen sind 
(Pilze, Bakterien, Viren usw.), 300 tierischen 
Schädlingen (Insekten, Nemathoden usw.) wis- 
senschaftlich korrekt zu erstellen? 

Ist der Bundesregierung weiter bekannt, daß 
die der Bundesanstalt übertragene „Überwa- 
chung zugelassener Pflanzenschutzmittel" (§ 18 
Abs. 2 Nr. 3 des Pflanzenschutzgesetzes), die 
eine wenigstens stichprobenweise Kontrolle 
der gehandelten Mittel erfordert, zur Zeit 
nicht möglich ist und dadurch Gefahren für die 
Volksgesundheit entstehen, die nur abzuwen- 
den sind, wenn die durch Gesetz vorgeschrie- 
benen Arbeiten personell und materiell er- 
möglicht werden? 

Wird die Bundesregierung der Empfehlung der 
zuständigen Minister und Senatoren der vier 
Küstenländern folgen und auf Grund der Vor- 
fälle vor der isländischen Küste Anlandungen 
isländischer Trawler in der Bundesrepublik 
Deutschland für einige Zeit untersagen? 

Treffen Pressemeldungen zu, daß bei der letz- 
ten Dezembersitzung der EWG-Länderwirt- 
schaftsminister in Brüssel die französische 
Delegation ein nationales Marktamt für Vieh 
und Fleisch durchsetzen konnte? 

Kann die Bundesregierung die in Frankreich 
in diesem Zusammenhang geäußerte Absicht 
bestätigen, daß mit der Errichtung eines natio- 
nalen Marktamts für Vieh und Fleisch die 
Standortnachteile marktferner Gebiete ausge- 
glichen und die Wettbewerbskraft insbeson- 
dere der französischen Rindfleischproduktion 
gestärkt werden sollen? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Gegen- 
überstellung folgender Daten zu geben: pro- 
zentuale Änderung des Wertes des Schweizer 
Franken gegenüber der D-Mark vom 10. Mai 
1971 bis zum 19. Januar 1973, prozentuale 
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100. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


101. Abgeordneter 
Bremer 


(CDU/CSU) 


102. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


103. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Belastung von Agrarimporten aus der Schweiz 
im Rahmen des Grenzausgleichs auf Grund 
VO (EWG) Nr. 974/71 vom 12. Mai 1971, durch- 
schnittliche prozentuale Abweichungen der 
Werte des belgischen und des französischen 
Franken vom Wert der D-Mark gegenüber 
dem Stand vom 10. Mai 1971 in der Zeit vom 
1. Januar 1972 bis 10. Januar 1973, durch- 
schnittliche prozentuale Belastungen der 
Agrarimporte aus Belgien und Frankreich 
durch den Grenzausgleich? 

Sind der Bundesregierung Mängel bei der 
Durchführung des Grenzausgleichs bekannt, 
die zu Preissteigerungen bei Lebensmitteln 
führen, und welche Schritte ist sie bereit zu 
unternehmen, um unangemessene Belastungen 
von Importen im Rahmen des Grenzausgleichs 
auszuschließen? 

Ist der Bundesregierung die in einer Meldung 
der Zeitung „Die Welt" vom 11. Januar 1973 
genannte Untersuchung des belgischen Kon- 
sumentenbundes bekannt, wonach der Fisch- 
bestand in der Nordsee einen gesundheits- 
gefährdenden Gehalt an Quecksilber aufweist, 
und welche Maßnahmen wird die Bundes- 
regierung vorsehen, um die Verbraucher in 
geeigneter Form auf diesen Tatbestand hin- 
zuweisen? 

Kann die Bundesregierung angeben, ob und 
inwieweit durch die jüngsten Beschlüsse des 
EWG-Ministerrats zur gemeinsamen Agrarpo- 
litik Warenströme landwirtschaftlicher Pro- 
dukte sich von Dänemark, die bisher nach 
Großbritannien flössen, in die Bundesrepublik 
Deutschland umlenken? 

Kann die Bundesregierung angeben, welche 
Auswirkungen der de facto Abwertungseffekt 
des Britischen Pfundes in Höhe von 9,82% 
auf die Erzeugerpreisgestaltung landwirt- 
schaftlicher Produkte, ausgedrückt in Landes- 
währung, in Großbritannien hat und in wel- 
cher Weise die Landwirtschaften der übrigen 
EWG-Mitgliedsländer hiervon berührt wer- 
den? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


104. Abgeordneter 
Kiedile 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine geeignete 
Änderung des § 85 Abs. 3 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes dahin gehend herbeizuführen, 
daß geleistete Überstunden eines Arbeitneh- 
mers in der Förderungszeit vom 16. Dezember 
bis 15. März in der Bauwirtschaft von den im 
gleichen Zeitraum anfallenden Schlechtwetter- 
stunden künftig nicht mehr abgezogen werden? 
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105. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 

(CDU/CSU) 


106. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 

(CDU/CSU) 

107. Abgeordneter 
Zebisch 
(SPD) 


108. Abgeordneter 

Zebisch 


(SPD) 


109. Abgeordneter 

Dr. Oetting 

(SPD) 


110. Abgeordneter 

Dr. Oetting 

(SPD) 

111. Abgeordneter 

Dr. Schmude 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
das Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte vom 10. August 1972 für die mei- 
sten der schwerbeschädigten Landwirte eine 
erhebliche Mehrbelastung insofern eingetre- 
ten ist, als diese vom Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Gesetzes Heilbehandlung im Rah- 
men des Bundesversorgungsgesetzes nicht 
mehr erhalten und nunmehr zur Entrichtung 
ganz erheblicher Beiträge zur Landwirtschaft- 
lichen Krankenkasse verpflichtet sind? 

Wie gedenkt die Bundesregierung diese Un- 
billigkeit zu beseitigen? 


Wie beurteilt, die Bundesregierung die im 
Jahresgutachten 1972 des Sachverständigen- 
rates zur Begutachtung der gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung zumindest im Ansatz vor- 
handene Tendenz (s. Drittes Kapitel, III, Abs. 
308: „Zudem wird sich der Abbau der ohnehin 
geringen Arbeitslosigkeit wohl nur allmählich 
vollziehen, weil diese im Kern struktureller 
Natur ist."), strukturell bedingte Arbeitslosig- 
keit als unveränderbar und unbeeinflußbar 
hinzunehmen? 

Wird die Bundesregierung demgegenüber ihre 
strukturpolitischen Bemühungen zur Überwin- 
dung strukturell bedingter Arbeitslosigkeit 
konsequent fortsetzen? 

Trifft es zu, daß die von der Bundesanstalt 
für Arbeit für den Haushalt 1973 vorgesehe- 
nen Stellenmehrungen in ihrer Gesamtheit 
ohne nähere Prüfung von der Bundesregierung 
gestrichen worden sind, obgleich den Stellen- 
anforderungen der Bundesanstalt Zahlen zu- 
grunde liegen, die das Ergebnis einer sorg- 
fältigen Personalbedarfsberechnung sind, die 
auf der Basis schon geraume Zeit zurücklie- 
gender Anforderungen an die Bundesanstalt 
erstellt wurde, und welche Begründung gibt 
die Bundesregierung dafür? 

Wenn nein, wer ist für diese Streichungen 
zuständig, und mit welcher Begründung wur- 
den sie durchgeführt? 

Wie erklärt die Bundesregierung den Wider- 
spruch zwischen der w r eit verbreiteten, vom 
Weißbuch 1971/1972 des Bundesministers der 
Verteidigung bestätigten Überzeugung vom 
Mangel an Ersatzdienstplätzen und der Erklä- 
rung des Präsidenten des Diakonischen Werks 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(Frankfurter Rundschau vom 10. Januar 1973), 
es seien für die tatsächlich zum Ersatzdienst 
Einberufenen mehr Plätze verfügbar, als ge- 
braucht würden? 
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112. Abgeordneter 

Dr. Schmude 

(SPD) 


113. Abgeordneter 
Lattmann 
(SPD) 


114. Abgeordneter 
Lattmann 
(SPD) 


115. Abgeordneter 
RÖhner 
(CDU/CSU) 


116. Abgeordneter 
Röhner 
(CDU/CSU) 


117. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


118. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


119. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Witt genstein- 
Hohenstein 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Darstellung des 
Präsidenten des Diakonischen Werks der 
Evangelischen Kirche in Deutschland bestäti- 
gen, daß die Mehrzahl der Ersatzdienstleisten- 
den sich infolge überdurchschnittlicher Bereit- 
schaft zum sozialen Engagement im Ersatz- 
dienst hervorragend bewährt? 


Kann die Bundesregierung dem Deutschen 
Bundestag schon einen Zwischenbericht zur 
sozialen Lage der Komponisten, bildenden 
Künstler und Schriftsteller (Drudesache 
VI/2081) vorlegen? 

Zu welchem Zeitpunkt wird nach Auffassung 
der Bundesregierung der Gesamtbericht zur 
Situation der in den kulturellen Bereichen und 
Medien künstlerisch Tätigen vorliegen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Renten- 
versicherungsträger unter Berufung auf eine 
Rechtsverordnung des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung unter anderem auch 
die bisher an caritative Einrichtungen gewähr- 
ten jährlichen Zuschüsse zur Durchführung von 
Erholungsmaßnahmen für Kinder und Rentner 
gekürzt haben? 

Wie sind nach Ansicht der Bundesregierung 
derartige, von ihr eingeleitete Sparmaßnah- 
men mit dem Ziel zu vereinbaren, die Vor- 
sorge-Medizin auszubauen, und was will sie 
unternehmen, um diesem Widerspruch abzu- 
helfen? 


Treffen Informationen zu, wonach infolge einer 
Rechtsverordnung des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung die freiwilligen 
Leistungen der Rentenversicherungsträger 
nach § 1390 a der Reichsversicherungsordnung 
so eingeschränkt wurden, daß sie in keinem 
Verhältnis mehr zum tatsächlichen Bedarf an 
diesen Leistungen stehen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, welche Be- 
schlüsse die Rentenversicherungsträger auf 
Grund dieser Rechtsverordnung getroffen ha- 
ben, in welchem Ausmaße freiwillige Leistun- 
gen durch diese Beschlüsse eingeschränkt oder 
eingestellt wurden und um welche Maßnah- 
men es sich dabei handelt? 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, ob für die Hersteller komplizierter 
medizinischer Apparate (Herzschrittmacher, 
künstliche Niere etc.) Maßstäbe hinsichtlich 
der technischen Mindestanforderungen für die 
Überwachung der Funktion existieren, etwa in 
der Art von Standardbeschreibungen nach 
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dem Gesetz über technische Arbeitsmittel, oder 
Uberwachungsmaßnahmen, wie sie durch die 
Technischen Uberwachungsvereine getroffen 
werden? 


120. Abgeoidneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 

(CDU/CSU) 


Wenn derartige Maßstäbe nicht existieren 
oder Uberwachungsmaßnahmen nicht vorge- 
sehen sind, was gedenkt die Bundesregierung 
zu veranlassen, um diesem für die Anwender 
der Geräte wie für die betroffenen Personen 
außerordentlich bedenklichen — wenn nicht 
gefährlichen — Zustand so bald als möglich 
ein Ende zu bereiten und zu verhindern, daß 
jeder beliebige Hersteller unkontrolliert der- 
art lebenswichtige Geräte produzieren und in 
den Verkehr bringen kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


121. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Arbeit 
Dr. Fuchs des „Instituts für Sozialmedizin"? 

(CDU/CSU) 


122. Abgeordneter 

Dr. Fudis 


(CDU/CSU) 


Welchen Auslastungsgrad erreicht die „Große 
Mobile Einheit"? 


123. Abgeordnete 

Frau Stommel 

(CDU/CSU) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung un- 
ternommen, um auf der Grundlage der Ersu- 
chen des Deutschen Bundestages vom 1. März 
1972 eine Neuordnung der Krankenpflegeaus- 
bildung in Angriff zu nehmen? 


124. Abgeordnete Wie ist der Stand der Vorbereitung eines 
Frau Stommel Gesetzentwurfs, und welche Schwerpunkte 

(CDU/CSU) zeichnen sich bisher ab? 


125. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die von 
Burger Frankreich einseitig angekündigte Kürzung 

(CDU/CSU) der Zuschüsse für das deutsch-französische 

Jugendwerk? 


126. Abgeordneter Welches sind die mutmaßlichen Gründe für 

Burger diese Entscheidung? 

(CDU/CSU) 


127. Abgeordneter 

Anbuhl 


(SPD) 


Hält die Bundesregierung ein Verbot des Ge- 
tränkezusatzes „Baycovin" (Pyrokohlensäure- 
diäthylester) für notwendig, nachdem dieses 
wegen des Verdachts, krebsfördernd zu sein, 
in den USA nicht mehr verwendet werden 
darf? 
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128. Abgeordneter Trifft es zu, daß viele Patienten in den psychi- 
Dr. Arnold atrischen Krankenhäusern unter menschenun- 

(CDU/CSU) würdigen Verhältnissen leben? 


129. Abgeordneter 
Dr. Arnold 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung jetzt oder alsbald 
nähere Auskünfte über die Lage in den psychi- 
atrischen Krankenhäusern geben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


130. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


131. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


132. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 

(SPD) 

133. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 

(SPD) 

134. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch 

Gmünd) 

(CDU/CSU) " 

135. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 

(SPD) 


136. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 

(SPD) 


Entspricht die Behauptung von Länderseite 
den Tatsachen, daß die Höchstgeschwindig- 
keitsverordnung vom 16. März 1972 nur einen 
sehr geringen Spielraum bieten würde, beson- 
deren Örtlichen Verhältnissen Rechnung zu 
tragen, um auf Grund der Höchstgeschwindig- 
keitsverordnung 100 km/h Ausnahmen bzw. 
Anhebungen auf 120 km/h dort zu ermöglichen, 
wo die Straßensituation dies zuläßt? 

Ist die Bundesregierung bereit, umgehend ggf. 
diesen Spielraum der Höchstgeschwindigkeits- 
verordnung vom 16. März 1972 so auszuweiten, 
daß die mit Tempo 100 entstandenen Verkehrs- 
behinderungen auf Schnellstraßen usw. durch 
Auf stufung auf 120 km/h abgebaut und somit 
auch Gefahrenmomente eingeschränkt werden 
können? 

Wann ist mit der Elektrifizierung der Bundes- 
bahnstrecke Rheine — Osnabrück zu rechnen? 


Wird die Elektrifizierung von Rheine nach 
Oldenzaal zum gleichen Zeitpunkt erfolgen, 
und gibt es dazu eine Stellungnahme der hol- 
ländischen Eisenbahnverwaltung? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, lärmschüt- 
zende Maßnahmen im Zuge des Neubaues von 
Bundesfernstraßen zu ergreifen, falls dies die 
Entfernung zu Wohngebieten erfordert? 


Wie weit sind die planerischen und verfah- 
rensmäßigen Vorarbeiten für den vierspurigen 
Ausbau der Bundesstraße 5 von Pinneberg 
über Elmshorn nach Itzehoe und von Itzehoe 
nach Brunsbüttel inzwischen fortgeschritten? 

Kann damit gerechnet werden, daß, nachdem 
der Bundesminister für Verkehr diese Stras- 
senbaumaßnahme als dringlich anerkannt hat, 
vorbereitende Maßnahmen und Ausbau so 
zügig wie irgend möglich durchgeführt wer- 
den? 
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137. Abgeordneter 

Lemmrich 


(CDU/CSU) 


138. Abgeordneter 

Lemmrich 


(CDU/CSU) 


139. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


140. Abgeordneter 

Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 

141. Abgeordneter 
Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 

142. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 


143. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


144. Abgeordneter 

Dr. Hirsch 


(FDP) 


Welches waren im Einzelnen die Gründe, die 
den Bundesminister für Verkehr veranlaßten, 
den am 13. Juni 1972 von der Deutschen Bun- 
desbahn gestellten Antrag auf Erhöhung der 
Preise im Personenverkehr am 22. August 1972 
abzulehnen und dem Antrag der Deutschen 
Bundesbahn vom 17. November 1972, der den 
Erstantrag erneuerte, am 22. Dezember 1972 
zuzustimmen? 

Wie hoch ist der Betrag, den der Bund 1973 
auf Grund des vom Verwaltungsrates der 
Deutschen Bundesbahn verabschiedeten Wirt- 
schaftsplanes 1973 aus dem gesamten Bundes- 
haushalt (u. a. EP 12 und EP 32) an die Deut- 
sche Bundesbahn zahlen müßte? 

Wie weit sind die Bemühungen der Bundes- 
regierung gediehen, den Bußgeldkatalog für 
Verkehrsordnungswidrigkeiten nach der Ein- 
führung der 100-km/st-Begrenzung in Zusam- 
menarbeit mit den obersten Landesbehörden 
so zu ändern oder zu ergänzen, daß eine ge- 
rechtere Bewertung von Verstößen gegen die 
Verkehrssicherheit erzielt werden kann? 

Welches sind die Grundsätze, die die Deut- 
sche Lufthansa „aus grundsätzlichen Erwägun- 
gen" veranlaßt haben, weibliche Flugzeug- 
führer nicht einzustellen? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die grundsätzliche Nichteinstellung von weib- 
lichen Flugzeugführern mit dem Grundgesetz 
vereinbar ist? 

In welcher Form beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, den sogenannten Generalplan, den der 
Deutsche Verkehrssicherheitsrat zur Verbesse- 
rung der Verkehrssicherheit erstellen will, 
Autorität zu verschaffen, und ist beabsichtigt, 
diesen Plan dem Deutschen Bundestag vorzu- 
legen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung bezüglich 
ihrer Verkehrspolitik eine Einschränkung des 
Bundesfernstraßenbaues zugunsten des Nah- 
verkehrs sowie eine drastische Einschränkung 
der Flächenbedienung durch die Deutsche Bun- 
desbahn durch Reduzierung der Stückgutan- 
nahmestellen von derzeit 1000 auf 50 bei 
gleichzeitiger Erhöhung der Fracht? 

Beabischtigt die Bundesregierung, zu der vom 
Ingenieurverband Flugsicherung e. V. in 
einem „Weißbuch der Flugsicherungstechnik" 
aufgestellten Behauptung, der Zustand der 
Flugsicherung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land sei nicht länger tragbar, „weil hier von 
der Regierung und den verantwortlichen Mini- 
sterien in unverantwortlicher Weise das Leben 
der Fluggäste gefährdet werde", im einzelnen 
Stellung zu nehmen? 
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145. Abgeordneter 

Dr. Hirsch 

(FDP) 


146. Abgeordneter 

Franke 

(Osnabrück) 

(CDU/CSU) 

147. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


148. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


149. Abgeordneter 
Lenders 
(SPD) 


150. Abgeordneter 

Lenders 

(SPD) 


151. Abgeordneter 

Schröder 

(Wilhelminenhol) 

(CDU/CSU) 


Ist es insbesondere zutreffend, daß die Radar- 
anlage eines bedeutenden deutschen Flugha- 
fens im Jahre 1972 für fast zwei Monate nicht 
oder nicht voll funktionsfähig war und daß 
Sicherheitsuntersuchungen an Flugsicherungs- 
anlagen wegen Personalmangels nur in zwei 
bis dreimal längeren Abschnitten vorgenom- 
men werden können als notwendig wäre, und 
daß durch fehlende Koordinierung zwischen 
militärischer und ziviler Flugsicherung die 
Radaranlage des Flughafens in Düsseldorf- 
Lohausen am 5. Dezember 1972 zeitweise ganz 
ausfiel? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich an dem 
Verkehrsverbund im Großraum Hannover 
finanziell zu beteiligen? 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach bei Auto- 
pannen oder Unfällen auf der „Transitstrecke" 
von und nach Berlin zum Abschleppen nach 
Westberlin Wartezeiten bis zu 17 Stunden 
und Abschleppkosten bis zu 750 DM ent- 
stehen? 

Weshalb wurde im Verkehrsvertrag keine 
Regelung über fernmündliche Benachrichti- 
gung eines Abschleppdienstes getroffen, die 
es dem ADAC oder auch anderen Abschlepp- 
unternehmen in Westberlin ermöglicht, um- 
gehende Pannenhilfe zu leisten? 

Ist die Bundesregierung bereit, über ihre Ver- 
treter im Aufsichtsrat des Volkswagenwerks 
darauf hinzuwirken, daß das Unternehmen 
angesichts der steigenden Zahl der schweren 
Verkehrsunfälle in Zukunft darauf verzichtet, 
mit Produktvariationen und Werbemethoden 
— wie gegenwärtig mit dem „gelbschwarzen 
Renner" — auf den Markt zu gehen, die den 
Käufer geradezu dazu anhalten, die Straße 
und sein Auto nicht als Verkehrsmittel, son- 
dern als Rennpiste und Rennwagen zu betrach- 
ten? 

Wie steht die Bundesregierung grundsätzlich, 
unter dem Gesichtspunkt der Verkehrssicher- 
heit, zu der Tatsache, daß die Automobilindu- 
strie in vielen Fällen dazu neigt, ihre Produkte 
über äußere Aufmachung und entsprechende 
Suggestivwerbung in einer Weise dem Käufer 
anzupreisen, die in ihm nicht den verantwort- 
lichen auf Sicherheit bedachten Verkehrsteil- 
nehmer, sondern den potentiellen Rennfahrer 
anspricht? 

Welche Konseqenzen beabsichtigt die Bundes- 
regierung aus dem Gutachten über die Organi- 
sation und Wirtschaftlichkeit der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltungen des Bundes vom 
August 1972 zu ziehen? 
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152. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
Schröder daß im Hinblick auf die zahlreichen Aufgaben 

(Wilhelminenhof) im ostfriesischen Küstenraum und die notwen- 
(CDU/CSU) dige Weiterentwicklung der Häfen Emden und 

Wilhelmshaven die Erhaltung der Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion Aurich unbedingt er- 
forderlich ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich für die 
Beibehaltung der Führerscheinerlaubnisertei- 
lung für landwirtschaftliche Kraftfahrzeuge 
einzusetzen, insbesondere hinsichtlich der Al- 
tersvoraussetzungen der Bewerber? 

Ist gewährleistet, daß für die Richtlinien der 
technischen Überwachung keine unangemesse- 
nen Erschwernisse hinsichtlich der Befreiungs- 
voraussetzungen für Anhänger und deren 
Uberprüfungszeiträume eingeführt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

155. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bei ihren Verhand- 

SchrÖder lungen über einen Grundvertrag mit der DDR 

(Lüneburg) die Frage der Freilassung aus politischen 

(CDU/CSU) Gründen inhaftierter Häftlinge angesprochen, 

und wenn ja, welche konkreten Zusagen hat 
die DDR-Regierung gegeben? 

156. Abgeordneter Wie hoch ist die Anzahl von ehemals aus poli- 

Schröder tischen Gründen Inhaftierter und von eigent- 

(Lüneburg) liehen Kriminellen unter den DDR-Amnestier- 

(CDU/CSU) ten, die in den Monaten November/Dezember 

1972 in die Bundesrepublik Deutschland über- 
führt wurden, und hat die Bundesregierung 
dieses zahlenmäßige Verhältnis zum Anlaß 
genommen, bei der DDR-Regierung zugunsten 
der Freilassung tatsächlich politisch Inhaftier- 
ter vorstellig zu werden? 

157. Abgeordneter Ist es richtig, daß, wie in der „Frankfurter All- 

Dr. Klein gemeinen Zeitung" vom 5. Januar 1973 gemel- 

(CDU/CSU) det, der Präsident des Gesamtdeutschen Insti- 

tuts in Bonn entsprechend einer Weisung des 
Bundesministeriums für innerdeutsche Bezie- 
hungen einem Mitarbeiter der genannten Zei- 
tung den Zugang zu amtlichen Archivmateria- 
lien über die Strafrechtspflege und den Straf- 
vollzug in der DDR verweigert hat, die bei der 
Abteilung IV des Gesamtdeutschen Instituts 
gelagert sind, und hält es die Bundesregierung 
ebenfalls — wie nach der angegebenen Presse- 
meldung das Gesamtdeutsche Institut — für 
unerwünscht, daß über das Thema Strafrechts- 
pflege in der DDR in der Presse geschrieben 
wird? 


154. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


153. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 
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158. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(CDU/CSU) 


159. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 

(CDU/CSU) 


160. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 

(CDU/CSU) 

161. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


162. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 

163. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


164. Abgeordneter 

Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


Welche Bewandtnis hat es mit einer wissen- 
schaftlichen Arbeit von Karl Wilhelm Fricke 
über die politische Verfolgung in der DDR, 
deren Druckfahnen nach einer Meldung der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung" vom 5. Ja- 
nuar 1973 in den Schubladen des Bundesmini- 
steriums für innerdeutsche Beziehungen ver- 
gilben? 

Treffen Pressemeldungen zu, daß bei der Ein- 
gliederung der von der „DDR" amnestierten 
Häftlinge in die Bundesrepublik Deutschland 
Schwierigkeiten aufgetreten sind, welcher Art 
waren diese Schwierigkeiten, und mit welchen 
Maßnahmen versucht die Bundesregierung die 
gesellschaftliche Eingliederung der „DDR"- 
Häftlinge zu erleichtern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, auf Grund 
welcher Taten und zu welchen Strafen die 
Häftlinge in der „DDR" im einzelnen verur- 
teilt wurden? 

Wie viele der auf Grund von Verhandlungen 
in der letzten Zeit freigelassenen und in die 
Bundesrepublik Deutschland entlassenen DDR- 
Häftlinge sind wegen eindeutig krimineller 
Straftaten verurteilt worden? 

Welchen Betrag hat die Bundesrepublik 
Deutschland für die Freilassung dieser Häft- 
linge an die DDR-Regierung geleistet? 

Hat die Bundesregierung bei ihren bisherigen 
Verhandlungen dafür Sorge getragen oder 
was wird sie veranlassen, daß Bundesbürger 
bei Reisen in die „DDR" durch Organe der 
„DDR" belästigt werden oder um ihre persön- 
liche Freiheit bzw. um ihr mitgeführtes Eigen- 
tum fürchten müssen? 

Treffen Meldungen der Berliner Morgenpost 
vom 21. Januar 1973 zu, nach denen die bisher 
übliche Berlin-Klausel in Verordnungen und 
Gesetzen des Bundes dahin gehend geändert 
werden soll, daß anstelle der bisherigen Ver- 
fassungsformel „Land Berlin" der Begriff „Ber- 
lin (West)" tritt und wenn ja, warum? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Femmeldewesen 


165. Abgeordneter 

Dr. Probst 

(CDU/CSU) 


Welche Zielvorstellungen hat die Bundesre- 
gierung für ein mittel- und langfristiges Raum- 
fahrtprogramm im nationalen, europäischen 
und transatlantischen Bereich, und wie gedenkt 
sie, die Abstimmung von Basis- und Projekt- 
programm zu gestalten? 
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166. Abgeordneter 

Dr. Probst 

(CDU/CSU) 


167. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


168. Abgeordnete 
Frau Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


169. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


170. Abgeordneter 

Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


171. Abgeordneter 
Pawelczyk 
(SPD) 


Welche Stellung nimmt die Bundesregierung 
ein, insbesondere zu den Fragen der Weiter- 
entwicklung der Trägerrakete Europa II, der 
Aufnahme der Entwicklung der Trägerrakete 
Europa III, der Beteiligung der Bundesrepublik 
Deutschland am Post-Apollo-Programm und 
der Bildung einer zentralen europäischen 
Raumfahrtbehörde? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
sage des Bundesrechnungshofes (Bemerkungen 
des Bundesrechnungshofes für das Haushalts- 
jahr 1970, Seite 101) „Der Bundesrechnungshof 
hat festgestellt, daß die mehrjährigen Bemü- 
hungen des Bundesministers, den Wünschen 
von Haushaltsausschuß, Bundesregierung und 
Wissenschaftsrat gerecht zu werden, bisher 
keinen wesentlichen Erfolg gehabt haben. We- 
der die Zahl der Zuwendungsempfänger, noch 
der Verwaltungsaufwand ist geringer gewor- 
den; zahlreiche Einrichtungen werden weiter- 
hin im Wege der Mischfinanzierung unterhal- 
ten, auch wenn entsprechende Vereinbarungen 
nicht getroffen worden sind", und welche Fol- 
gerungen hat die Bundesregierung aus den 
Beschlüssen des Haushaltsausschusses wie 
auch aus den Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes für die praktische Arbeit gezogen? 


In welchem Umfang ist der Beschluß der Bun- 
desregierung vom 26. August 1966 über die 
Vielzahl der vom Bund geförderten kleinen 
und mittleren Forschungsinstitute und For- 
schungsstellen durch den Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft durchgeführt wor- 
den? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
Erlaß der neuen Fernmeldeordnung vom 1. Juli 
1972, durch den die Anschluß- und Unterhal- 
tungskosten auf die Postkunden überbürdet 
werden, im bayerischen Zonengrenzgebiet von 
Landwirten statt bisher einheitlich 120 DM 
jetzt Anschlußkosten z. B. von 13 300 DM und 
Unterhaltungskosten von 3850 DM und 
5600 DM von der Postverwaltung gefordert 
werden? 


Ist die Bundesregierung bereit, die Fernmelde- 
ordnung vom 1. Juli 1972 dahin gehend zu 
revidieren, daß die wirtschaftliche Chancen- 
gleichheit für die Grenzlandgebiete auf dem 
Fernmeldewesen wieder hergestellt wird? 


Ist die Bundesregierung bereit, einen Betriebs- 
versuch zur Einstellung der Postzustellung an 
Samstagen im Bereich der Oberpostdirektion 
Hamburg durchzuführen? 


26 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/77 


172. Abgeordneter 

Seefeld 


(SPD) 


Warum gelten ab 1. Januar 1973 für den Post- 
verkehr mit den neuen EWG-Mitgliedstaaten 
Dänemark, England und Irland nicht die glei- 
chen Gebühren, wie für die anderen Mitglied- 
staaten der EWG? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


173. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf 
Grund des Berufsbildungsgesetzes in einigen 
Ländern, z. B. in Baden-Württemberg, Verein- 
barungen zwischen den Kultusministerien und 
den zuständigen Stellen über die gemeinsame 
Durchführung der Abschlußprüfung in aner- 
kannten Ausbildungsberufen in der Weise 
geschlossen worden sind, daß in den meisten 
Fällen nicht mehr die Schulnote, sondern nur 
noch die Abschlußnote der Prüfungsausschüs- 
se, d. h. also, nur noch die Prüfungsleistung 
als Kriterium bei der Gesamtbenotung maß- 
gebend sein soll? 


174. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, eine alsbal- 
dige Novellierung des Berufsbildungsgesetzes 
herbeizuführen mit dem Ziel, diese Benachtei- 
ligung gegenüber den Berufsschülern zu besei- 
tigen? 


175. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung schnellstens et- 
was gegen die Mißstände in der Ausbildungs- 
förderung zu unternehmen, die nach §§ 12, 13 
Bundesausbildungsförderungsgesetz für Aus- 
zubildende mit Familie gegeben sind, um in 
Zukunft den Lebensunterhalt der Familie des 
Auszubildenden sicherzustellen? 


176. Abgeordneter 

Dr. Hammans 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Sozialhilfeträger neben der sozialen Siche- 
rung auch für Lücken in der staatlichen Aus- 
bildungsförderung einzutreten und damit Fol- 
gekosten der staatlichen Bildungspolitik zu 
übernehmen habe? 


177. Abgeordneter 

Weber 

(Heidelberg) 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfange werden die Gutachten 
des Bundesministeriums für Bildung und Wis- 
senschaft ausgeschrieben, und wie erfolgt eine 
Kosten- und Erfolgskontrolle? 


178. Abgeordneter 

Weber 

(Heidelberg) 

(CDU/CSU) 


Ist das Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft bereit, Gutachten des Ministeri- 
ums unmittelbar nach ihrer Fertigstellung der 
Öffentlichkeit vorzulegen? 
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179. Abgeordneter 
Anbuhl 
(SPD) 


180. Abgeordneter 
Baier 

(CDU/CSU) 


181. Abgeordneter 

Baier 

(CDU/CSU) 


182. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 
(Hamburg) 
(SPD) 


183. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 
(Hamburg) 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Meinung, 
daß viele junge Leute im nichtstudentischen 
Bereich des Bildungswesens die Möglichkeiten 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes aus 
Mangel an umfangreicher Information nicht 
nutzen? 


Wieviel Wohnheimplätze für Studenten ste- 
hen derzeit in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zur Verfügung, und in welcher Weise 
gedenkt die Bundesregierung, dem „Düssel- 
dorfer Wohnheimplan" des Deutschen Studen- 
tenwerks, der für ca. 30% der Studenten 
Plätze in Wohnheimen fordert, gerecht zu 
werden? 


Ist die Bundesregierung bereit, die Forderun- 
gen des Geschäftsführenden Ausschusses des 
Zentralkomitees der Deutschen Katholiken 
vom 8. Dezember 1972 zur Behebung der 
Wohnungsnot der Studenten tatkräftig zu un- 
terstützen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Durch- 
führung der Beruf sgrundbildungsjahr- Anrech- 
nungs-Verordnung vom 4. Juli 1972 von Aus- 
bildungsbetrieben boykottiert wird? 


Sind die Bedenken des „Kuratoriums der 
Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung", die 
zum Beispiel in der Erklärung vom Januar 
1972 enthalten sind, durch die „Vorschläge 
für die Durchführung vordringlicher Maßnah- 
men" der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung ausgeräumt? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Riditlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die zuneh- 
Wolfram menden und die Öffentlichkeit beunruhigen- 

(SPD) den Fälle von Umweltverseuchung durch öl? 


2. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sind gegeben und sollen 
Wolfram erforderlichenfalls verschärft angewandt wer- 

(SPD) den, um derartige Umweltgefahren zu vermei- 

den oder auf ein Mindestmaß zu reduzieren? 


3. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Gerster 
(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 
Gerster 
(CDU/CSU) 


6. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Werden Offiziere im Bundesgrenzschutz und 
Beamte auf Lebenszeit im BGS gleichermaßen 
entsprechend des O.v.D. -Erlasses vom 9. Mai 
1972 eingesetzt, oder gibt es Fälle einer un- 
gleichen Anwendung, daß für den Wochenend- 
dienst nur die Beamten auf Lebenszeit einge- 
teilt werden? 

Veranlaßt durch das Sinken eines mit flüssi- 
gem Ammoniakgas beladenen Tankmotorschif- 
fes am 22. Dezember 1972 auf dem Rhein an 
der Fährstelle Oppenheim/Nierstein und der 
durch das Ausströmen des giftigen Gases dro- 
henden Katastrophe frage ich die Bundesregie- 
rung, ob sie bereit ist, die Sicherheits Vorschrif- 
ten für das Befördern von giftigen Gasen auf 
dem Rhein zu überprüfen und aus dem genann- 
ten Unglück Konsequenzen zu ziehen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, darauf hinzuwirken, daß für derartige 
Fälle die Katastrophenschutzpläne in zwei an 
den Rhein angrenzenden Bundesländern auf- 
einander abgestimmt und koordiniert werden? 

Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
aus der UNO-Umweltschutzkonferenz in Stock- 
holm (1972) und der Interparlamentarischen 
Konferenz über Umweltfragen in Wien (Juni 
1972) gewonnen, und welche konkreten Maß- 
nahmen wird sie hieraus für die deutsche Um- 
weltschutzpolitik treffen? 

Ist die Bundesregierung bereit, gemäß der 
Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
3. März 1971 (anläßlich der Verabschiedung 
des 1. BesVNG) einen Entwurf zur Reform 
des Besoldungsrechts vorzulegen, um die kom- 
munalen Wahlbeamten, die durch die Gewäh- 
rung der allgemeinen Stellenzulagen nur für 
Laufbahnbeamte nunmehr seit zwei Jahren 
benachteiligt sind und deren Bemühungen um 
Beseitigung dieser Benachteiligung bisher er- 
folglos waren, den Laufbahnbeamten gleichzu- 
stellen? 
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8. Abgeordneter 

Biediele 


(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Biediele 
(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 

(SPD) 

12. Abgeordneter 
Christ 
(FDP) 


13. Abgeordneter 
Christ 
(FDP) 


14. Abgeordneter 
Kiedhle 

(CDU/CSU) 


Zu welchen Ergebnissen haben die Untersu- 
chungen des schweren Ölunfalls am 5. Dezem- 
ber 1972 bei der Pumpstation Ochtrup im Kreis 
Steinfurth geführt, und besteht nach Meinung 
der Bundesregierung Veranlassung, die Sicher- 
heitsbestimmungen für Rohrleitungen (Pipe- 
lines) zu verschärfen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, daß die Zunahme von öl im Bodensee 
gebremst bzw. verhindert werden kann, nach- 
dem man nach Meinung des Staatlichen Insti- 
tuts für Seenforschung und Seenbewirtschaf- 
tung in Langenargen schon heute mit einem 
Gramm öl je Quadratmeter Seegrund rechnet, 
was einer Menge von 600 Tonnen unver- 
brauchten Mineralöls auf dem Grund des Bo- 
densees entspricht? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Beamten 
im Vorgriff auf eine gesetzliche Besoldungs- 
regelung 1973 Abschlagszahlungen zu leisten, 
um sicherzustellen, daß der enorme Preisan- 
stieg des Jahres 1972 schnellstmöglichst aus- 
geglichen wird? 

Wie ist der Stand des Erlasses von Durch- 
und Ausführungsverordnungen zum Waffen- 
gesetz, damit die Behörden nach den Bestim- 
mungen des Gesetzes arbeiten können? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung im Hinblick auf das in Bayern vom 
Staatsminister des Innern propagierte Rota- 
tionsprinzip bei Gastarbeitern — das von eini- 
gen Kreisverwaltungsbehörden bereits prak- 
tiziert wird — auf eine bundeseinheitliche 
Regelung hinzuwirken, die mit den Grund- 
sätzen der Bundesregierung zur Integration 
ausländischer Arbeitnehmer (keine ausländer- 
rechtlichen Maßnahmen zur zeitlichen Begren- 
zung des Aufenthalts) in Einklang steht? 

Hat die Bundesregierung Überlegungen ange- 
stellt, das Ausländergesetz vom 28. April 1965 
in den §§ 2 und 8 so zu ändern, daß Gastarbei- 
tern, die sich seit mindestens 5 Jahren in der 
Bundesrepublik Deutschland aufhalten und in 
das wirtschaftliche und soziale Leben einge- 
fügt haben, auf Antrag ein Aufenthaltsrecht 
verliehen werden muß, das nur in vom Gesetz- 
geber präzis zu umschreibenden Ausnahme- 
fällen widerrufen werden kann? 

Teilt die Bundesregierung die Besorgnis weiter 
Bevölkerungskreise am deutschen Bodensee- 
ufer über eine geplante Errichtung eines Kern- 
kraftwerks und einer Raffinerie im Rheintal 
der Schweiz hinsichtlich einer möglichen Ge- 
fahrenquelle für den See und einer erhebli- 
chen Verschmutzungsgefahr der Luft in dem 
betroffenen Gebiet? 
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15. Abgeordneter 
Kiedile 

(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Dr. Mtiller- 
Emmert 

(SPD) 


17. Abgeordneter 
Dr. Müller- 
Emmert 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, alle ihr zur 
Verfügung stehenden Möglichkeiten anzu- 
wenden, um solche Gefahren abzuwenden oder 
auf ein Mindestmaß zu reduzieren, bzw. wel- 
che Schritte hat sie bereits unternommen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Absicht 
der Länderinnenminister, die für den Ausbau 
der Weltmeisterschafts-Stadien 1974 vorgese- 
henen Mittel aus der Fortführung der Lotterie 
„Glücksspirale" 1973/1974 nicht entsprechend 
den in den betreffenden Städten jeweils ge- 
gebenen örtlichen und finanziellen Verhältnis- 
sen, sondern nach einem pauschalen Modus 
zu verteilen? 

Hält es die Bundesregierung für sinnvoll, daß 
die Mittel aus der Lotterie „Glücksspirale" 
in gleicher Weise wie die vom Deutschen 
Bundestag bereitgestellten 50 Millionen DM 
bewilligt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


18. Abgeordneter 
Dr. Schmude 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung einen Grund für 
die unterschiedliche Kostenbelastung von Un- 
tersuchungshäftlingen einerseits, die nach § 92 
Nr. 11 des Gerichtskostengesetzes in Verbin- 
dung mit § 10 der Verordnung über Kosten 
im Bereich der Justizverwaltung bei Verrich- 
tung einer Arbeit nicht mit Unterbringungs- 
kosten belastet werden, und den vorläufig Un- 
tergebrachten (§ 126 a StPO) andererseits, von 
denen auch bei Verrichtung einer Arbeit die 
— zumeist hohen — Unterbringungskosten 
nach § 92 Nr. 12 des Gerichtskostengesetzes 
erhoben werden? 


19. Abgeordneter 
Dr. Schmude 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Änderung 
des § 10 der Verordnung über Kosten im Be- 
reich der Justizverwaltung mit dem Ziel einzu- 
leiten, die Nichterhebung der Unterbringungs- 
kosten auch für einstweilig Untergebrachte 
vorzusehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


20. Abgeordneter 
Link 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
daß mit Dieselöl betriebene Wassersportfahr- 
zeuge ohne Rücksicht darauf von der Mineral- 
ölsteuer befreit sind, ob sie auf ausländischen 
oder inländischen Gewässern gefahren wer- 
den? 
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21. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 

Link rung hinsichtlich der Motive und der Beibe- 

(CDU/CSU) haltung dieser Mineralölsteuerbefreiung? 


22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Dr. Waigel Wanderimkereien in den Nutzen des Gasöl- 

(CDU/CSU) Verwendungsgesetzes kommen? 


23. Abgeordneter 
Dr. Waigel 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
die Wanderimkereien auf Grund des Wertes 
für die Landschaft und die Bodenbewirtschaf- 
tung in das Gasöl-Verwendungsgesetz einzu- 
beziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


24 Abgeordneter 
Dr. Slotta 


(SPD) 


Welche Konsequenzen leitet die Bundesregie- 
rung aus der Feststellung des Bundesbeauf- 
tragten für den Steinkohlenbergbau ab, der in 
seiner „Energie-Vorschau“ zu dem Ergebnis 
kommt, daß der Anteil der Steinkohle im 
primären Energieverbrauch im Inland von 
23,5% im Jahre 1972 auf 15,3% im Jahre 1976 
zurückgehen wird, und welche vorbeugenden 
Maßnahmen will die Bundesregierung, insbe- 
sondere für die dadurch in naher Zukunft be- 
troffenen Menschen in den Steinkohlengebie- 
ten an Saar und Ruhr, einleiten? 


25. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung denje- 

Wohlrabe nigen Betrag ein, den die DDR im Jahre 1972 

(CDU/CSU) kraft Zugehörigkeit zum Wirtschaftsraum der 

EWG gutgemacht hat? 


26. Abgeordneter 

Dr. Slotta 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die von der Bun- 
desbank in ihrer Studie „Abbau von Subven- 
tionen und Steuervergünstigungen" enthalte- 
nen Zweifel an der Berechtigung der Einbe- 
ziehung des Saarlandes in die kritisierte regio- 
nale Förderung von 312 Schwerpunkten, wobei 
die Kritik am Saarland damit begründet wird, 
daß es sich hier um ein hochindustrialisiertes 
Gebiet handele, oder ist die Bundesregierung 
mit mir der Meinung, daß für das Saarland 
auf Grund seiner Geschichte, seiner Lage, sei- 
ner wirtschaftlichen Struktur u. a. eine noch 
zu verstärkende regionale Förderung notwen- 
dig ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


27. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


Ist das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten bereit, zur Wahr- 
nehmung der ihm aufgetragenen Aufgabe der 
Aufklärung und Beratung (Ernährungs-Haus- 
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Wirtschaft) für die gesamte Bevölkerung mit 
den Fachministerien der Länder darüber Ver- 
einbarungen zu treffen, daß der sachlich und 
personell gut ausgestattete „Land lieh- haus- 
wirtschaftliche Beratungsdienst", der bisher 
nur der landwirtschaftlichen Bevölkerung zu- 
gute kommt, mit dieser Gesamtaufgabe be- 
traut wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


28. Abgeordneter 
Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 

29. Abgeordneter 

Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 

(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Dr. Häfele 

(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


Nach welchen Grundsätzen werden ausländi- 
sche Gastarbeiter nach Deutschland vermittelt? 


Entspricht es diesen Grundsätzen, wenn vom 
Arbeitsamt Lüneburg die Vermittlung eines 
türkischen Arbeiters, den ein deutscher Arbeit- 
geber (Gärtnereibetrieb) persönlich gut kennt, 
der deutsch spricht und der für das vorgese- 
hene Beschäftigungsverhältnis besonders ge- 
eignet ist, deshalb abgelehnt wird, weil dieser 
türkische Arbeitnehmer früher sein Arbeits- 
verhältnis in der Bundesrepublik Deutschland 
abgebrochen hat, nachdem der deutsche Arbeit- 
geber die Vertragsbedingungen nicht einhielt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei den 
Kriegsgeschädigten und Kriegerwitwen, die 
selbständige Landwirte sind, durch das Gesetz 
für eine Krankenversicherung der Landwirte 
gegenüber bisher eine erhebliche Belastung 
und damit unzumutbare Härten entstanden 
sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Erleichte- 
rung dadurch herbeizuführen, daß, wie bei den 
Rentnern, über das Bundesversorgungsgesetz 
ein entsprechender finanzieller Ausgleich ge- 
währt wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich im 
Rahmen der am 1. Januar 1973 vollzogenen 
Gebietsreform in Baden-Württemberg auf 
Grund des Fortbestehens alter landesrecht- 
licher Vorschriften auf dem Gebiet der Sozial- 
versicherung, wie des badischen Gesetzes 
über die Sozialversicherung bei Arbeitsunter- 
brechung ohne Entgeltfortzahlung vom 7. März 
1949, eine noch weitergehende Rechtszersplit- 
terung ergibt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es unzweckmäßig wäre, die Rechtseinheit auf 
diesem Gebiet erst mit einem grundlegenden 
Reformgesetz in der Krankenversicherung her- 
steilen zu wollen, und ist sie dementsprechend 
zu einer Klärung vorab bereit, etwa in Form 
eines „ Sozialgesetzbereinigungsgesetzes " ? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


34. Abgeordneter 
Tönjes 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, der 
Deutschen Lebens-Rettungs-Gesellschaft Gerä- 
te wie z. B. Motorboote, Tauchgeräte, Funk- 
einrichtungen, Kombiwagen usw. aus Bestän- 
den der Bundeswehr zu überlassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


35. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß in 
der Bundesrepublik Deutschland Hustensäfte 
mit dem Farbstoff Echtrot E, wie Prof. Unter- 
halt und Dr. Kreutzig von der Universität 
Marburg ermittelt haben, verkauft werden, 
und ist ihr bekannt, daß die Weltgesundheits- 
organisation diesen Farbstoff in die Klasse 
IV E der potentiell gefährlichen Substanzen, 
die in Lebensmitteln nicht verwendet werden 
sollen, eingestuft hat, weil möglicherweise 
Nebenniere und Harnblase angegriffen wer- 
den? 


36. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Rollmann ergriffen, bzw. welche Maßnahmen wird sie 

(CDU/CSU) unverzüglich ergreifen, um zu verhindern, 

daß solche, insbesondere für Kinder möglicher- 
weise gefährliche Hustensäfte in der Bundes- 
republik Deutschland verkauft werden? 


37. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Jahr 1973 
Tönjes die Arbeit der Deutschen Lebens-Rettungs- 

(SPD) Gesellschaft durch Zuschüsse aus Haushalts- 

mitteln zu fördern? 


38. Abgeordneter 
Burger 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Be- 
fürchtungen von Krankenhäusern mit Beleg- 
ärzten, die in der im Entwurf zur Bundes- 
pflegesatzverordnung vorgesehenen Bestim- 
mung eine Benachteiligung sehen, weil für die 
Bildung von Krankenhausgruppen die Zahl dei 
Fachabteilungen nur dann maßgebend sein 
soll, wenn sie von einem hauptberuflich ange- 
stellten Facharzt geleitet werden? 
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39. Abgeordneter 
Burger 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung übersehen, daß es 
auf dem flachen Lande unmöglich ist, eine aus- 
reichende und zweckmäßige Gesundheits Ver- 
sorgung für die Bevölkerung ohne Belegärzte 
zu leisten? 


40. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Information zu, die in „Analysen", 
herausgegeben von der Bundesanstalt für Ar- 
beit Dezember 1972 — Seite 12 — , veröffent- 
licht ist, daß die Durchführung der Approba- 
tionsordnung für Ärzte an der verzögerten 
Zusammenstellung der Prüfungsfragen zu 
scheitern droht, was wiederum eine Folge 
fehlender Geldmittel sein soll? 


41. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun um 
sicherzustellen, daß Studenten, die in der 
nächsten Zeit erstmals mit dem neuen schrift- 
lichen System der medizinischen Prüfungen 
konfrontiert werden, eine Folge der vom 
Deutschen Bundestag beschlossenen Reform 
der ärztlichen Ausbildung, so rechtzeitig mit 
dem System der zu erwartenden Befragung 
vertraut werden, daß sie sich darauf ange- 
messen vorbereiten können? 


42. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Ländern 
die Empfehlung zu geben, daß in den Kinder- 
gärten künftig einige Plätze für solche Not- 
fälle bereitgehalten werden, wenn Mütter in 
das Krankenhaus müssen und die Kinder zu 
Hause nicht genügend versorgt werden kön- 
nen? 


43. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Ländern 
Dr. Jobst zu empfehlen, in ihren Zuschußbewilligungen 

(CDU/CSU) eine solche Auflage zu machen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


44. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Welche Verkehrsinvestitionen (Bundesstraßen, 
Bundesautobahnen, Deutsche Bundesbahn 
usw.) wird die Bundesregierung in den kom- 
menden Jahren, insbesondere während der 
7. Legislaturperiode des Deutschen Bundes- 
tages, in den Landkreisen Dillenburg und 
Wetzlar vornehmen, und welche Mittel sind 
dafür vorgesehen? 


35 



Drudesache 7/77 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


45. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 

Sdimidt 

(Kempten) 

(FDP) 


47. Abgeordneter 

Flämig 

(SPD) 


48. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


49. Abgeordneter 
Dr. Kliesing 
(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Dr. Kliesing 
(CDU/CSU) 


Welche konkreten Konsequenzen gedenkt die 
Bundesregierung aus der Tatsache zu ziehen, 
daß Staatssekretär Wittrock nach einer Ortsbe- 
sichtigung die katastrophalen Verkehrsver- 
hältnisse am Streckenposten 110 an der B 253 
im Ortsbereich Dillenburg am 3. November 
1972 öffentlich anerkannte und erklärte, es 
müßten Maßnahmen getroffen werden, um den 
Engpaß schnellstens zu beseitigen? 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
die Probleme des inner städtischen Verkehrs in 
der Stadt Memmingen, die mit dem Nichtvor- 
handensein einer Umgehungsmöglichkeit im 
Ost-West-Verkehr entstanden sind, möglichst 
bald dahin gehend zu entlasten, daß eine Wei- 
terführung der Bundesstraße 18 vom Verteiler 
an der Buxheimer Straße bis zur württember- 
gischen Grenze und damit auch bis zum An- 
schluß an die neue Umgehungsstrecke mit Prio- 
rität in die Baumaßnahmen der nächsten Jahre 
einbezogen wird? 


Wieviel würde es kosten, die bestehende 
Bahnunterführung in Langenselbold (Kreis 
Hanau) unter dem dritten, südöstlichen Gleis 
zu verlängern und dadurch für Hunderte von 
pendelnden Arbeitnehmern aus dem Freige- 
richt und den angrenzenden Gemeinden einen 
erleichterten Zu- und Abgang zum Bahnhof 
Langenselbold zu ermöglichen, und wann ist 
mit der Durchführung einer solchen Baumaß- 
nahme zu rechnen? 


Welche konkreten Verhandlungen zur Flug- 
lärmbekämpfung führt die Bundesregierung, 
und welche konkreten Terminpläne liegen 
diesen Verhandlungen zugrunde, die in der 
Antwort auf meine Frage vom 8. November 
1972, die ich als Mitglied des Ständigen Aus- 
schusses gestellt habe, angesprochen worden 
sind? 


Treffen Pressemeldungen zu, daß die Anbin- 
dung der neuen Konrad- Adenauer-Brücke an 
die EB 42 Bonn — Beuel — Königswinter erst 
1977 erfolgen wird, und wann wird die B 56 
Bonn — Beuel — Siegburg ausgebaut? 


Empfiehlt es sich, die Industriegebiete im 
Raume Niederkassel — Lülsdorf provisorisch 
— d. h. bis zum Bau einer Querspange zwi- 
schen der Autobahn Bonn — Köln und der B 8N 
(Godorfer Rheinbrücke) — im Zuge der K 3 
bei der Ortschaft Niederkassel-Stockem an die 
B 8N anzubinden? 


36 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksadie 7/77 


51. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung veranlaßt bzw. 
Dr. Waffen- gedenkt sie zu tun, um im Rahmen des Bundes- 

schmidt Straßenbaus die weitere Planung und die Bau- 

(CDU/CSU) Vorbereitung für die geplante Ortsumgehung 

Hennef im Rhein-Sieg-Kreis zu beschleunigen? 


52. Abgeordneter Kann damit gerechnet werden, daß, laut Schrei- 
Haase ben des Bundesministers für Verkehr vom 

(Kellinghusen) 12. Juni 1970 — StB 6 — Ispl — 6015 Bd 70 — , 
(SPD) „wohl etwa 1973" mit den Bauarbeiten für die 

Umgehungsstraße Kellinghusen (Abschnitt der 
B 206) begonnen wird? 


Sind die erforderlichen Verfahren nach §§16 
und 17 FStrG bereits abgeschlossen, oder 
konnte ein Abschluß bisher nicht erfolgen, 
weil die erforderlichen Unterlagen vom Mini- 
ster für Wirtschaft und Verkehr des Landes 
Schleswig-Holstein nicht rechtzeitig vorgelegt 
wurden, und können die vorstehenden Fragen 
auch bezogen auf die Umgehungsstraße Wü- 
ster (Abschnitt der B 5) in analoger Weise 
beantwortet werden? 


54. Abgeordneter Wie steht es um den Ausbau der B 9 im 

Josten Raume Remagen? 

(CDU/CSU) 

55. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die ge- 

Dr. Evers plante Verlegung der Bundesstraße 3 im 

(CDU/CSU) Raum südlich von Freiburg erhebliche Aus- 

wirkungen auf notwendige Flurbereinigungs- 
verfahren hat, und welche Angaben kann die 
Bundesregierung über die Realisierung der 
Verlegung dieser wichtigen Bundesstraße in 
dem angegebenen Gebiet machen? 

56. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, 

Dr. Evers daß die häufig sehr langen Warteschlangen 

(CDU/CSU) an den Tankstellen der Autobahn auch durch 

die Anordnung der Zapfsäulen bedingt sind, 
und daß sich bei gleichem Flächenbedarf eine 
wesentliche Verbesserung dadurch erreichen 
läßt, daß die Zapfsäulen nicht in großer Zahl 
linear hintereinander auf wenigen langen 
„ Zapfsäulenbahnsteigen ", sondern stattdessen 
auf mehreren kürzeren diagonal zur Haupt- 
fahrtrichtung angeordneten Zapfsäulenfeldern 
aufgestellt würden? 


57. Abgeordneter Zu welchem Zweck, in welcher Auflage und 

Dr. Wittmann mit welchem Kostenaufwand wurde die ange- 

(Mündien) sichts der Finanzsituation der Bundesbahn auf- 

(CDU/CSU) wendig aufgemachte Broschüre „Gut für Mün- 

chen" hergestellt, und an welchen Personen- 
kreis wird sie verteilt? 


53. Abgeordneter 

Haase 

(Kellinghusen) 

(SPD) 
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58. Abgeordneter 

Bredl 


(SPD) 


Ich frage die Bundesregierung, ob sie bereit 
ist, auf den Vorstand der Deutschen Bundes- 
bahn und auf die Bundesbahndirektion Mün- 
chen einzuwirken, die Planung eines Rangier- 
bahnhofes auf dem vorgesehenen Gelände in 
München-Nord, die allen städtebaulichen 
Grundsätzen zuwiderläuft, aufzugeben? 


59. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


Da es in dichtem Verkehr, besonders bei 
Stauungen und Verkehrsunfällen, Ärzten, 
wenn überhaupt, nur mit großer Verzögerung 
möglich ist, das Unfallopfer zu erreichen oder 
auch in anderen Notfällen Hilfe zu leisten, 
frage ich die Bundesregierung, welche Mög- 
lichkeiten sie sieht — z. B. Führen von Blau- 
licht unter bestimmten Voraussetzungen — 
Ärzten in dichtem Verkehr eine Vor- oder 
Durchfahrtmöglichkeit im Interesse rascher 
Hilfeleistung zu ermöglichen? 


60. Abgeordneter 

Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Deutsche Bundesbahn die 48 Zwei- bis Vier- 
zimmerwohnungen in Darmstadt, Bismarck- 
straße 150 — 158, die 1971 durch Zertrümmern 
von Türen und Fenstern und Herausnahme 
der Versorgungsleitungen unbewohnbar ge- 
macht wurden, im Juni 1972 dem Studenten- 
werk der Technischen Hochschule Darmstadt 
zur Benutzung als Studentenwohnungen für 
die Dauer von 3 bis 5 Jahren angeboten hat, 
und daß das Studentenwerk wegen der erheb- 
lichen Kosten für Installation und Restaura- 
tion dieses Angebot ablehnen mußte? 


61. Abgeordneter 

Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob zwischen 
der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost Verträge abgeschlossen sind, wo- 
nach die Deutsche Bundespost die Häuser 
Darmstadt, Bismarckstraße 150 — 158, die sie 
zur Erweiterung ihres Hauptpostamts benötigt, 
übernimmt, und sind Meldungen zutreffend, 
daß vor 1976 nicht mit einem Beginn der Bau- 
maßnahmen in diesem Bereich gerechnet wer- 
den kann? 


62. Abgeordneter 
Vehar 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß fremd- 
sprachliche Fragebogen für Fahrprüfungen von 
Gastarbeitern vielfach sachlich bedeutsame 
Übersetzungsfehler enthalten, was verschie- 
dentlich dazu geführt haben soll, daß aus- 
ländische Fahrschüler nicht etwa wegen man- 
gelhaften Wissens sondern wegen Fehler im 
Prüfbogen nicht bestanden haben? 
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63. Abgeordneter 
Vehar 
(CDU/CSU) 


Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um für ausländische Fahrschüler ein- 
wandfreie Prüfungsbedingungen auch im Hin- 
blick auf die Sprachkenntnisse der Fahrprüfer 
herzustellen? 


64. Abgeordneter 
Bredl 
(SPD) 


Ich frage die Bundesregierung, ob sie den 
Ausbau der Umgehungsautobahn von Mün- 
chen-Nord nach München-Ost (BAB Nürn- 
berg — Salzburg) so zu beschleunigen beab- 
sichtigt, daß der Urlaubsverkehr bereits im 
Jahre 1974 nicht mehr durch dichtbesiedeltes 
Wohngebiet geschleust werden muß und da- 
mit vor allem die besonders lärmverursachen- 
den Fernlastzüge diese Wohngebiete meiden, 
und kann die Bundesregierung die beabsich- 
tigten Beschleunigungsmaßnahmen im einzel- 
nen darlegen? 


65. Abgeordneter Wann ist mit dem Ausbau der B 258 zwischen 
Milz Schleiden und Blankenheim, insbesondere der 

(CDU/CSU) Umgehungsstraße Sistig, zu rechnen? 


66. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß für die B 258 kein Ausbau- 
bedarf vorgesehen ist, obwohl diese Bundes- 
straße durch den Urlaubsverkehr aus den 
Niederlanden und aus Belgien stark über- 
lastet ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


67. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die dieser 
Tage bekannt gewordene Tatsache, daß bei der 
Erstellung des Wohnparkes Bergheim-Erft bei 
Köln für freifinanzierte Wohnungen ein- 
schließlich Gemeinschaftsanlagen ein Gesamt- 
quadratmeterpreis von 5 DM Monatsmiete 
erreicht werden konnte, während sonst auch 
im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus die 
Quadratmeterpreise wesentlich höher liegen, 
und welche Konsequenzen gedenkt die Bun- 
desregierung daraus für ihre weiteren Über- 
legungen zu ziehen? 


68. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Mich herrschende Rechtsprechung, wonach der Ver- 

(CDU/CSU) mieter (Eigentümer) aus den Heizungskosten 

keinen Gewinn ziehen darf, in zunehmendem 
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Maße dadurch umgangen wird, daß der Eigen- 
tümer die Heizungsanlage an eine Wärme- 
lieferungsfirma verpachtet, die dann die Wär- 
me zum Teil mit weit überhöhten Preisen an 
die Mieter weiterliefert? 


69. Abgeordneter 

Mick 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung darüber hinaus be- 
kannt, daß beim Erwerb von Eigentumswoh- 
nungen oder zentralbeheizten Eigenheimen 
das früher übliche Miteigentumsrecht an den 
Heizanlagen durch Verkauf oder Verpachtung 
an eine Wärmelieferungsfirma ausgeschlossen 
wird, und die Wohnungseigentümer in der 
Regel schon beim Kauf vertraglich verpflichtet 
werden, Wärme ausschließlich von der Wär- 
melieferungsfirma zu beziehen, mit der ein 
Vertrag abgeschlossen wurde, die damit ein 
quasi Monopol besitzt, und was gedenkt die 
Bundesregierung gegen diese Praktiken zu un- 
ternehmen? 


70. Abgeordneter Wie beurteilt der Bundesminister für Raum- 
Baier Ordnung, Bauwesen und Städtebau die von der 

(CDU/CSU) Deutschen Bundesbank empfohlene Einschrän- 

kung der Maßnahmen zur Förderung des 
Wohnungsbaus und des Bausparens? 


71. Abgeordneter 
Baier 

(CDU/CSU) 


Teilt der Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau die Auffassung des 
Städtebauinstituts in Bonn, daß das steigende 
Wohnungsbauvolumen nicht Ursache, sondern 
Ausdruck der inflatorischen Preisentwicklung 
ist und damit die Flucht aus der Inflation in 
die Investitionen darstellt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


72. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


Wie rechtfertigt die Bundesregierung gegebe- 
nenfalls den Verstoß gegen die grundgesetz- 
lich garantierte Pressefreiheit, den der Präsi- 
dent des Gesamtdeutschen Instituts auf Wei- 
sung des Bundesministers für innerdeutsche 
Beziehungen beging, als er bislang ohne 
Schwierigkeiten zugängliches Material der Ab- 
teilung IV des Gesamtdeutschen Instituts in 
Berlin über die Strafrechtspraxis im kommuni- 
stischen Teil Deutschlands dem Mitarbeiter der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung" mit der Be- 
gründung nicht zugänglich machte, daß Berich- 
te über dieses Thema unerwünscht seien, und 
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wie weit gedenkt die Bundesregierung Be- 
schwichtigungspolitik gegenüber dem Ostblock 
zu treiben, indem sie die kommunistischen 
Regierungen belastende Vorgänge der Öffent- 
lichkeit nicht mehr zugänglich macht und die- 
sen Regierungen gegenüber Verständnis für 
deren Schwierigkeiten bekundet, ihre Herr- 
schaft über die unterdrückten Völker unange- 
fochten auszuüben? 


73. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß es sich bei dem Personenkreis, 
der von den DDR-Behörden die Ausreisege- 
nehmigung in die Bundesrepublik Deutschland 
erhalten hat, zu einem nicht unbedeutenden 
Teil um ehemalige Häftlinge handelt, die aus 
nichtpolitischen Gründen eine Gefängnisstrafe 
verbüßen mußten, und sind von der Bundesre- 
gierung für die Ausreisegenehmigungen ir- 
gendwelche Zahlungen in direkter oder indi- 
rekter Form geleistet worden? 


74. Abgeordneter Welche Zahlungen sind im Haushaltsjahr 
Wohlrabe 1972 nach Einzelplänen getrennt und auf 

(CDU/CSU) welches Konto an die DDR geleistet worden? 


75. Abgeordneter 
Reddemann 
(CDU/CSU) 


Wie viele der im Gefolge der Bahr-Kohl-Ver- 
handlung amnestierten und in die Bundes- 
republik Deutschland abgeschobenen DDR- 
Häftlinge sind Opfer der politischen Terror- 
justiz in der DDR, und wie viele wären auch 
nach den Normen unseres Strafrechts als kri- 
minelle Täter einzuordnen? 


76. Abgeordneter Ist die Bundesregierung oder die Öffentlichkeit 
Reddemann getäuscht worden, als vor der Bundestagswahl 

(CDU/CSU) Informationen kolportiert wurden, denen zu- 

folge der heutige Bundesminister Egon Bahr 
die Amnestie für 3000 Gegner der kommuni- 
stischen Diktatur in der DDR erreicht habe? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


77. Abgeordneter 
Dr. Probst 
(CDU/CSU) 


Was ist von dem vorliegenden Weltraumpro- 
gramm der Bundesregierung 1969 bis 1973 
realisiert, in Angriff genommen und gestrichen 
worden? 


41 



Drucksache 7/77 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


78. Abgeordneter Welche Mittel sind für das vorliegende Welt- 

Dr. Probst raumprogramm bisher aufgewendet und wel- 

(CDU/CSU) che noch vorgesehen? 

79. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Dr. Götter mit der telefonischen Durchsage der Straßen- 

(CDU/CSU) zustandsberichte zugleich Durchsagen über die 

Verkehrslage auf den Bundesautobahnen zu 
verbinden? 

80. Abgeordneter Wird die Bundesregierung trotz der offensicht- 

Dr. Gölter liehen Benachteiligung weiter Teile der Pfalz 

(CDU/CSU) an der Verlegung der Briefabgangsstellen 

nach Mannheim festhalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


81. Abgeordnete Welche Gründe waren für die Vergabe des 

Frau Dr. Walz Gutachtens „Erarbeitung eines Organisations- 
(CDU/CSU) modells einer Hochschul-Pressestelle“ (Auf- 

tragnehmer Peter Dehn und Ekkehard Noissel, 
Kosten 21 000 DM) an die ausgewählten Auf- 
tragnehmer maßgebend, und welche Folgerun- 
gen hat das Ministerium aus den Ergebnissen 
dieses Gutachtens für seine praktische Tätig- 
keit gezogen? 

82. Abgeordnete Wie werden die Gutachten des Bundesministe- 

Frau Dr. Walz riums für Bildung und Wissenschaft ausge- 
(CDU/CSU) schrieben und nach Abgabe einer Kosten- und 

Erfolgskontrolle unterzogen? 

83. Abgeordneter Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundes- 

Zebisch regierung aus den bisher vorliegenden Ergeb- 

(SPD) nissen der Arbeit der Kommission „Kosten 

und Finanzierung der beruflichen Bildung“ im 
Hinblick auf die Reform der beruflichen Bil- 
dung? 

84. Abgeordneter Auf welche Art und Weise will die Bundesre- 

Zebisch gierung den Ausbau überbetrieblicher beruf- 

(SPD) licher Ausbildungsstätten fördern? 

85. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Ansicht, daß 

Pfeifer der augenblickliche Höchstsatz der Ausbil- 

(CDU/CSU) dungshilfe für Studenten nach dem Bundes- 

ausbildungsförderungsgesetz nicht mehr den 
Lebenshaltungskosten entspricht und welchen 
Höchstsatz sieht die Bundesregierung für das 
Jahr 1973 als den Lebenshaltungskosten ent- 
sprechend an? 
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86. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung eine Erhö- 
hung der Förderungsrichtsätze nach dem Bun- 
desausbildungsförderungsgesetz, und wann 
sollen diese gegebenenfalls in welchem Um- 
fang in Kraft treten? 


Bonn, den 26. Januar 1973 


